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Lokaler und Kommunales.
Städtische Boden- und Bebauungspolitil.

Nach einem Vortrag des Herrn Stadtrats C. Kalkbrenner,
gehalten am 13. Februar, an einein Diskussionsabend der

Fortschrittlichen Volksparüi.
®. D. ii. H! Der Kreis städtischer Aufgaben erweitert

sich mit jedem Jahre . Während man früher nur  eine staat¬
liche Bodenpolitik kannte, sind die Städte darauf angewiesen,
energisch eine eigene Boden-Politik zu betreiben. Der
Staat hat diese wichtigste Aufgabe der Gegenwart den
Kommunen überlassen.

Der Begriff Bodenpolitik im weiteren Sinne umfaßt
weitere außerordentlich wichtige Gebiete kvmmunalpvli-
tischer Tätigkeit : die Steuerpolitik  und in  neuerer
Zeit die Bodenkreditpolitik.  Nur einige Worte
hierüber , und zwar zunächst über meine Stellung zu den
Boöenreformern.

Ich stehe mitten in der deutschen Hausbesitzerbewegung
und beteilige mich nach Kräften zur Besserung der wirt¬
schaftliche Lage des deutschen Haus - und Grundbesitzes.
Hieraus darf jedoch nicht geschlossen werden, daß ich ein
grundsätzlicher Gegner der Bodenreformer sei. Die idealen
und vernünftigen Bestrebungen der Bodenrefvrmer sind
durchaus anzuerkennen . Wer es .gut mit der Volksgcsund-
heit und Vvlkskraft meint , sei er Hausbesitzer oder Mieter,
muß mithelfen, daß die besten Wohnungs -Verhältnisse für
Deutschland geschaffen werden. Was ich bekämpfe sind die
Irrlehren der Bodenrefvrmer , die nach meiner Ansicht un¬
tauglichen Mittel , die vvrgesteckten idealen Ziele zu er¬
reichen.

Die Bodenrefvrmer betrachten die Steuern auf den
Grundbesitz fast ausschließlich vom sozialen Standpunkte
aus . Sie erwarten von diesen Steuern , daß sie eine Er¬
mäßigung der nach ihrer Meinung zu hochgeschraubten
Bodenpreise herbeiführen und daß ans diese Weise die an¬
geblich ungünstigen städtischen Wohnungs -Verhältnisse ver¬
bessert und die Mieten verringert werden können. Die
Praxis hat auch hier die Theorie zu Schanden gemacht.
Es steht fest, daß unsere Städte bei Einführung und Er¬
weiterung der Grundbesitzstencrn in neuerer Zeit keines¬
wegs nach sozialpolitischen Gesichtspunkten handeln . Mag
auch bei den ersten Wertzuwachssteuerordnungen , wie z. B.
Cöln, Frankfurt a. M., der soziale Gedanke im Vorder¬
grund  gestanden haben, die neuen Steuerordnungen be¬
kennen offen, daß sie lediglich vom finanziellen Standpunkte
diktiert sind. Der bekannte Nationalökonom Dr . Vredt
sagt ganz richtig am Schluß seines Werkes über die Natio¬
nalökonomie des Bodens , daß soziale Gründe für eine
steuerliche Vorausbelastung des Bodens nicht bestehen, daß
die Neigung der Städte , Grund und Boden immer mehr
zu belasten, lediglich aus dem Anwachsen der Städte und
ihrer Aufgaben und der Geldknappheit zuzuschreiben ist.
Die Finanznot der Städte infolge der ungeheuren Er¬
weiterung ihres Aufgabenkreises haben es verursacht, daß
Steuern vom gemeinen Wert und vom Wertzuwachs an
Grund und Boden eingeführt worden sind.

Wir haben bei der Wertzuwachssteuer gründlich die
Erfahrung gemacht, daß sie ein untaugliches Mittel ist um
die Wvhnungspreise herabzudrücken. Das Gegenteil ist
der Fall . Die neueste Zeit hat bewiesen, daß die lleber-
lastung des städtischen Haus - und Grundbesitzes mit
Steuern und Abgaben aller Art große volkswirt¬
schaftliche Nachteile  gezeitigt hat. Die Parlamente,
alle bürgerlichen Parteien , die Regierungen und die Stadt-
verwaltungen bemühen sich jetzt, und das mit Recht, die
Belastungen des Grund und Bodens zu mindern . Steuern
dürfen den Verkehr, den Umsatz, nicht untergraben . U m s a tz
bringt Geschäft  und Verdienst und befruchtet die

Volkswirtschaft. Stillstand im Umsatz zeitigt wirtschaft¬
liche Katastrophen wie uns solche die letzten Jahre gebracht
haben.

Neben der Steuerpolitik besteht in neuerer Zeit haupt¬
sächlich die Bodenkrcditpvlitik . Allerdings sind auf diesem
Gebiete bisher nur die Anfänge kommunaler Betätigung
festzustellen. Anerkannt muß das Bestreben aller maß¬
gebenden Faktoren werden, die Verhältnisse des Boden¬
kredits zu verbessern. Es bleibt zu wünschen, daß diese
Verbesserung rasch einsetzen möge, ehe weitere wirtschaft¬
liche Existenzen des Grundbesitzes zugrunde gerichtet wer¬
den. Es unterliegt keinem Zweifel, daß für den städtischen
Haus - und Grundbesitz und indirekt für die Mieter cs eine
außerordentlich nutzbringende Einrichtung sein wird , wenn
Bodenkreöit-Jnstitute geschaffen werden, um den Real-
kreöit zugunsten des bedrängten Hausbesitzes zu sichern.
Besonders möchte ich hier anerkennen , daß unser Ober¬
bürgermeister , Herr Gehcimrat Glässing den Wert einer
solchen Realkrebit -Fürsorgc bei Zeiten richtig erkannt hat
und ich bin überzeugt, daß es dessen Initiative gelingen
wird, eine segensreiche Einrichtung für Wiesbaden, etwa
eine städtische Hypothekenbank, zu schaffen. Wollen die
Städte sich ihre besten und zuverlässigsten Steuerzahler er¬
halten , dann müssen sie mithelfen die Real - Kredit-
Fragc zu lösen.  Dies ist z. Zt . eine äußerst wichtige
Aufgabe der städtischen Bodenpolitik. Sollen die Städte
Grund und Boden erwerben und in welchem Umfange, für
welche Zwecke. Sollen die Städte Spekulationsgeschäfte
mit dein Grund und Boden betreiben?

Betrachten wir zunächst einmal , in welch ungeheurer
Weise die Aufgaben der Städte gewachsen sind und für welch
wichtige Gebiete deshalb die Städte sich © rundbesi  tz
sichern müssen.

Der Staat hat nicht allein, wie ich schon angeführt
habe, den Städten große volkswirtschaftliche und andere
Aufgaben „freundschaftlich" überlassen, sondern er hat auch
den Städten die undankbare Aufgabe gestellt, ihre Geld-
bcdürfnisse aus solchen Steuern zu befriedigen, welche
schwierig und unangenehm zu erheben sind. Die Folge
hiervon ist, daß die Städte neben den Grund - und Ge-
bäudcsteuern, Umsatzsteuern usw. zahlreiche Gebühren und
Beiträge erheben. Das genügt aber noch bei weitem nicht.
Die Städte sind darauf angewiesen, die industriellen
Werke zu  k o m m n n a l i s i e r e n und aus diesem kom¬
munalen Betriebe wichtige Einnahmen zu erzielen. Gas
und Elektrizität in erster Linie sind kommunale Betriebe,
welche große Ueberschüsse an die städtische Kasse abliefern.
Selbst die Wassergewinnung wird in vielen Städten , ob¬
gleich das nicht sein sollte als werbende Anlage betrieben.
Außer Gas und Elektrizität sind die städtischen Ver¬
kehrsmittel,  elektrische Straßenbahnen , Vorortbahnen
usw. Einnahmequellen für die Stadt und eine weitblickende
Stadtverwaltung wird sich diese Einnahmen bei Zeiten
sichern. Die industriellen Werke, und die städtischen Ver¬
kehrsmittel , welche ich oben angeführt habe, erfordern selbst¬
verständlich einen großen städtischen Grundbesitz. Es kom¬
men weiter in Betracht, daß Großstädte für Handel und
Industrie städtisches Gelände bereitstellen müssen, so für
Hafenanlagen , Jndustrieplütze mit Gleisanschluß usw. Auch
nach dieser Richtung hin kann ich erfreulicher Weise fest¬
stellen, daß die Stadt Wiesbaden voraussichtlich bald in der
Lage sein wird für sogenannte unschädliche Industrie
Siedelungsgelegenheit zu schaffen. Unter unschädlicher In¬
dustrie ist diejenige verstanden, welche Elektrizität als Be¬
triebskraft verwendet und weder durch Geräusch, Rauch noch
Ruß belästigend wirkt.

Die „Kurstadt" Wiesbaden soll und darf selbstverständ¬
lich durch Industrie -Ansiedelung nicht notleiden. Siebraucht
cs auch nicht, weil die Gemarkungsfläche groß genug ist um
die Industrie weit ab vom Kurvcrkehr zu legen. Die eigent¬
liche Kurlage muß noch mehr wie bisher vor Belästigungen
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aller Art geschützt werden. Keine Großstadt kann ans In¬
dustrie verzichten, das erfordert der Steuerbedarf der
Städte und die Erwerbsmöglichkeit die Arbeitsgelegenheit
der Grvtzstaötbewohner.

Großen Grundbesitz und zumeist in teurer Bodenlage
erfordern die städtischen Schulen.  Wie ist hier das
Bedürfnis gegen früher gewachsen! Volks- und Mittel¬
schulen allein genügen nicht mehr, eine moderne Stadt muß
sür höhere Bildungsanstalten jeder Art , für Fachschulen,
Fortbildungsschulen in weitgehendstem Maße sorgen und
Grundbesitz hierfür bereitstellen. Das hygienische Interesse
erfordert Verminderung der Schülcrkopfzahl für die Klasse^
und erweitert dadurch gegen früher erheblich die Anzahl»
und Größe der Schulen und mithin den Boüenbcdarf.

Ein weiteres wichtiges Gebiet für Städte sind die Er¬
richtung städtischer Kranken- und Stechenhäuser, Kliniken,
Sanatorien , Säuglingsheime , Mütterberatungsstellen,
Krüppel- und Blindenheime , Isolierbaracken , Wald¬

erholungsstätten usw.
Die Zahl dieser der Gesundheitspflege dienenden An¬

stalten wächst ständig und wenn auch anzuerkennen ist, daß
private Anstalten helfend eingreifen, mutz doch festgestellt
werden, daß auch ans diesem Gebiet den Städten die
großen Aufgaben zufällt.

Aehnlich wie mit der Gesundheitspflege verhält es sich
mit der Armenpflege. Armenarbeitshäuser , Wander¬
arbeitsstätten , Rettungshüuser usw. sind städtische Aufgaben
und mithin städtischer Bodenbedarf geworden.
^ Der städtischeS i che r h c i t s d i c n st, F e u e r w e h r -,
Sanitätsdienst - II n f a l l stc l l e n erfordern Hans-
und Grundbesitz.

Die Pflege der Sports-  und der I u g e n d p f l e g e
ist Mitansgabe der Städte geworden. Sportplätze , Spiel¬
plätze, Turnplätze müssen der Jugend bereitgestellt werden.
Die Bolksgesnndheit erfordert dies. Selbst Rennplätze
»nisten die Städte für Pferderennen bereitstellen, oder deren
Beschaffung den Vereinen erleichtern. Die glänzende Ent¬
wickelung der Luftfahrten bringen den Städten neue und
kostspielige Aufgaben in Beschaffung sehr großer Flugplätze.
Auch diese Fürsorge scheint das Reich den Städten zu über¬
lassen.

Eine nicht unbedeutende Rolle in den Etats der deut¬
schen Städte bilden diejenigen Anstalten und Einrichtungen,
welche zur Unterhaltung , Belehrung und zum
Vergnügen  der Bewohner bereitgestellt werden müssen,
vlch verweise hier nur ans die städtischen Theater , Stadt¬
hallen, Konzerthallen, Kurhäuser , Kurgärten usw. Welche
Kosten für Haus - und Grundbesitz hierdurch den Städten
erwachsen beweist der Millivneuaufwand der Stadt Wies¬
baden für das neue Kurhaus.
' .' Grundflächen erfordert die Anlage moderner
Friedhöfe. Die Stadt Wiesbaden hat für ihren neuesten
Friedhof ca. 10U Morgen bereitstellen lassen.
^ vS» neuester Zeit verursacht auch die Müllablagerung den
«tädten große Sorgen für den Erwerb großer Ländereien.

Zum Schluß möchte ich dann den großen Grnndbesitz-
bedarf erwähnen , welchen die Städte im Interesse der
Hngiene und der Vvlksgesundheit haben müssen. Freie
Plätze und Parkanlagen im Innern der Stadt und ins¬
besondere große Grünflächen, Wald- und Wiesenanlagen im
Ltadtbering sind unabweisbares Bedürfnis für alle moder¬
nen Städte . In dieser Beziehung hat Wiesbaden Hervor¬
ragendes geleistet und viele Millionen aufgewendet, so
ganz besonders für die Freihaltung der Täler als Luft-
tanüle zum Stadtinner ». Markthallen , Marktplätze,
Schwimmanstalten, Bvlksbäder , Schlachthäuser, Kläranlagen
usw. sind weitere sanitäre Einrichtungen , welche einen gro¬
ßen städtischen Grundbesitz nötig machen.

Sie ersehen aus der gemachten Zusammenstellung, der
»och manches hinzuzufügcu wäre, welch ungeheuren Bedarf
an Grundbesitz die Städte für eigene Zwecke haben. Es

handelt sich nicht um Hunderte , sondern um Tausende von
Morgen Bodenfläche, welche notwendig sind, die dringend¬
sten eigenen Bedürfnisse einer modernen Stadt zu be¬
friedigen. Es ist selbstverständlich, daß diesen Grundbesitz
für eigene Zwecke sich die Städte bei Zeiten sichern müssen.
Durch Aufstellung eines Generalbebauungsplanes sind die
Bedarfsstellen für städtischen Grundbesitz bei Zeiten fcst-
zulcgen und der Ankauf ist möglichst frühzeitig zu beivir-
ken ehe die Grundstücke Bauplatzgualität erhalten . Selbst¬
verständlich kann nicht Jahrzehntelang vorher genau fest¬
gelegt werden wo der städtische Grundbesitz notwendig
wird . Hier hilft das Umlegungsverfahren für Grundstücke
ausgleichend und helfend mit . Durch das Umlegungsver¬
fahren ist die Stadt in der Lage Grundstücke umzutanschen
und so fertige Baustellen für städtische Anstalten zu schaffen.
Es empfiehlt sich als durchaus praktisch nicht zu ängstlich
in dem Erwerb von Grund und Boden zu sein. Die
Städte sollen Grundbesitz eher etwas über den Bedarf
hinaus bei Zeiten erwerbe») das verhindert , daß später
Zusatzflächenzu sehr teuren Preisen anznkaufen sind.

Es fragt sich nun , ob die Städte auch mit dem Grund
und Boden Spekulationsgeschäfte machen sollen. Ich möchte
dies unbedingt verneinen . Es ist sehr verführerisch für
Städte sich durch Grnudstückshandel neue Einnahmequellen
zu beschaffen. Das damit verbundene Risiko sollte aber
den Städten schon verbieten sich auf solche Geschäfte ein¬
zulassen. Eine städtische Verwaltung ist mit ihrem kom¬
plizierten Verwaltungsapparat nicht so leicht in der Lage
Spekulationsgrundstücke wieder veräußern zu können ivie
die private Bodenspekulation. Welches Risiko mit dem Er¬
lverb teurer Bauplatzgrundstücke durch eine Stadt verbun¬
den ist, sehen wir mit dem durch die Stadt angekauften Ge-
läude der alten Kasernen in Wiesbaden und ebenso sehen
wir es mit dem äußerst wertvollen Bahntzofsgelände. Die
Zinsverluste bei derartigen Grundwerten können so enorme
werden, daß die Städte es sich selbst verbieten sollten, sich
in solche Spekulationsgeschäfte einznlassen. Wie in Handel
und Industrie ist es auch in der Grundstücksverwcrtung am
besten, wenn der freie Wettbewerb, die private Geschüsts-
tüchtigkeit sich hiermit besaßt.

Ich möchte noch auf eine andere Möglichkeit Hinweisen
in der es den Städten anzuraten ist Grundbesitz zu kaufen.
In Zeiten lang andauernder schlechter wirtschaftlicher Kon¬
junktur wie in den gegenwärtigen Zeiten kommt es vor,
daß Grundstücke verschleudert, also unter dem Preise ver¬
kauft werden müssen. Bei solchen Gelegenheiten wird eine
Stadt oft in die Lage kommen zu außerordentlich billigem
Preise Grundstücke zu erwerben. Wenn es sich dann um
Grundstücke handelt , welche keine Bauplatzgualität und
Bauplätzpreise haben, dann kann den Städten empfohlen
werden Grundbesitz zu erwerben. Durch solchen Ankauf
wird einer allgemeinen Entwertung des Grundbesitzes er¬
heblich durch die Stadt entgegengearbeitet.

(Fortsetzung auf der nächsten Seite.j
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Ist es nach meinen Ausführungen unerläßlich , daß
die Städte sich großen Grundbesitz sichern müssen, dann ist
es durchaus empfehlenswert bei Zeiten einen städtischen
Grundstücksfond anzusammeln und denselben zu kräftigen.
Die Stadt ist dann jederzeit in der Lage , wenn sich günstige
Ankaufsmöglichkcit bietet , zuzugreifen . Es empfiehlt sich
ferner für die Städte über jedes einzelne Grundstück genau
Buch zu führen , die Erstchungskosten , den . Zinsenanfwand,
die Unterhaltung festzulegen und die Einnahmen gegenüber
zu stellen . Ein nach kaufmännischen Grundsätzen geführtes
städtisches Grundbuch muß jederzeit klar erkennen lassen,
ivas die Stadt das Grundstück kostet. Dies erleichtert die
Festsetzung des Preises bei Wiedcrverwertnng und gibt
gute Belehrung für weiter zu betätigenden Ankauf.

(Schluß des Vortrags folgt .)

*

Im Anschluß an den von der stark besuchten Versamm¬
lung mit großem Beifall aufgenommenen Bortrag ent¬
wickelte sich eine rege Diskussion . Ein Herr Riedel , der
sich als Bodenreformer vorstellte , fand die Ausführungen
des Herrn Kalkbrenuer maßvoll . Auch die Boöenreformer
wären keine Dogmatiker und beabsichtigten nicht die Ver¬
staatlichung des Bodens , sonst würden sie nicht für Ein¬
familienhäuser eintreten . Dagegen müßten die Gemeinden
das Recht haben , Grundstücke , die sie zu öffentlichen Zwecken
benötigen , jederzeit zum gemeinen Wert zu erwerben . (Re¬
daktion : Das ist unser Mann ! Dagegen Hütten die Haus¬
und Grundbesitzer nichts einzuwenden !) Bei der Wert¬
zuwachssteuer könnte eine kräftige Besteuerung nichts
schaden, da die Allgemeinheit an dem Wertzuwachs mit¬
arbeite . Ein Herr Hildebrand,  ebenfalls Boöenrefor¬
mer , ist der Ansicht, daß die Hausbesitzer zu bedauern
sind. Gegen gewisse Wohnungsmitzstänöe helfe nur das
Umlegungsverfahren , da in Wiesbaden wenig oder fast kein
baureifes Gelände vorhanden wäre . Bei der Legung von
Baufluchtlinien dürfe keine Rücksicht auf die Interessenten
genommen werden . Oberlandmesser Schmidt  bespricht
die Erfahrungen der Städte , welche diese mit der Spekllla-
tion in Grundstücken gemacht haben und meist besonders
ans die Mißerfolge in Frankfurt hin . Auch in Wiesbaden
wären Fehler gemacht worden . Redner weist ans die bei¬
spiellose Entwickelung Wiesbadens hin , dessen Einwohner¬
zahl sich innerhalb 30 Jahren verdoppelt habe . Der Be¬
völkerungszuwachs habe zum Teil in den Hinterhäusern
untergcbracht werden müssen . Früher hätte man bezgl . der
Hinterhäuser auf dem Standpunkte gestanden , daß dadurch
eine erwünschte Mischung der Bevölkerungsklaffen herbei¬
geführt würde . Heute sei man anderer Ansicht und be¬
trachte die Hinterhäuser als ein Unglück. Zu bedauern sei,

daß in der offenen Bauweise zu wenig baureifes Gelände
vorhanden wäre und billiges Baugelände für Zuziehende
überhaupt nicht zur Verfügung stände . Die Grundbesitzer
müßten von ihren hohen Preisen heruntergehcn . Durch
die Förderung der offenen Bauweise würde eine Schädi¬
gung der Etageuwohnhausbesitzer nicht eintreten . Es wäre
Tatsache , daß viele , welche sich in Wiesbaden nieöerlassen
wollten , lediglich nur deshalb davon absehcn , weil sie keine
passende Wohngelegenheit fänden . Die Baulandumlegung
verbillige das Gelände , besonders wenn sie auf Grund der
Lex Adickes erfolge . Durch letztere würde auch gleichzeitig
der Straßcnausban gefördert und die Stratzenbaukosten
automatisch geregelt . Es müsse mehr Baugelände im öffent¬
lichen Interesse aufgeschlossen werden . Stadtverordneter
Hartmann:  Die Boöenreformer hätten sich sehr ge¬
mäßigt ausgesprochen und sich als Freunde der Hausbesitzer
bezeichnet . Im Widerspruch damit ständen allerdings die
Berichte von ihren Tagungen , auf welchen sehr kräftig ans
die Hausbesitzer geschimpft würde . Redner kommt auf die
Wertzuwachssteuer zu sprechen, bei der man kaum einen
Unterschied zwischen verdient und unverdient machen könne.
Die Wertzuwachssteuer wäre der größte Fehlschlag in un¬
serer Gesetzgebung, ' in der Geschichte der Reichsgesetzgebnng
sei kein ähnliches Beispiel zu verzeichnen , wonach ein Ge¬
setz nach dreijährigem Bestehen wieder aufgehoben worden
ist. Die Reichszuwachssteuer hätte zweifellos den voll¬
ständigen Rückgang des Umsatzes in Grundstücken verur¬
sacht. Die Hausbesitzer wären keine Gegner der Wohnungs¬
reform , aber irr Wiesbaden wäre nicht viel zu reformieren,
denn wir hätten gegenüber anderen Städten mustergültige
Verhältnisse . In den letzten 28 Jahren wären reichliche und
gute Wohnungen erstellt worden . Allerdings müßten die
erzielten Mieten im Verhältnis zu den Aufwendungen und
Baukosten stehen. Stadtverordneter Hildner  bespricht die
baugeschichtliche Entwickelung Wiesbadens, ' man hätte hier
keine Mietskasernen , sondern in erster Linie Etagenhäuser,
das vielgebrauchte Schlagwort : „Jedem sein eigen Haus"
bleibe ein Ideal . Die Baukosten eines solchen Hauses be¬
liefen sich auf 30—40 000 Ml ., dazu käme noch der Grund
und Boden . Wieviele unserer Beamten und Angestellten,
so fragt der Redner , sind in der Lage, ein derartiges Eigen-
tum erwerben und bewirtschaften zu können ? Eine gute
Verwaltung müßte allen Ansprüchen Rechnung tragen , das
wäre seit Jahren in bezug aus billigere Wohngelegenheiten
in Villen nicht genügendem Maße geschehen. Die Hinter¬
häuser , sie sie heute bestünden , bedeuteten keine Freude für
ihre Besitzer , aber daran wäre nichts mehr zu ändern , man
hätte die Baublöcke nicht so tief anlegen sollen . Stadtver¬
ordneter Hansohn:  Beide Parteien , die Bodenreformer
und die Haus - und Grundbesitzer hätten sich heute sehr ge-

(Fortsetzüng auf Seite 6 des Umschlages .)
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Bürger - Zeitung
lvrgan Ses Haus - und Grundbesitzer -Vereins <£ . v . zu Wiesbaden

Sonderausgabe der „Deutschen Hausbesitzer -Zeitung ."

Nr . 7, Wiesbaden , den 16. Februar 1914. 10. Jahrgang.

Der Haus - und Grundbesitzer - Verein E . V . , Wiesbaden
Luisenstraße 19 — Fernsprecher 439 und 6282

dem der größte Teil der .Hausbesitzer in Wiesbaden und Amgegend angehören , ist eine vorzügliche Einrichtung der
Selbsthülfe . — Der Verein ist eine Vertrauensstelle der Laus - und Grundbesitzer.

Kein Hausbesitzer , der sich vor Schaden bewahren und seinen Besitz mit Erfolg schützen will , darf
in der Mitgliedschaft des Vereins fehlen.

Tigern Eie im eigenen Interesse die von dem Laus - und Grundbesitzer -Verein gebotenen Vorteile!
Der jährliche Beitrag einschl . der Bürger -Zeitung beträgt 10 Mk . Das Eintrittsgeld beträgt 3 bezw . 5 Mk.

Inhalt : Amtliches. — Der preußische WohnunqsqesetzeiNwurfund die Hausbesitzer. — Steigerung der Mietpreise in Sachsen. - Gartenstädte?
(Schluß ) — Ist das Neichsznwachsstcuergesetz vom 14 . Febr . 1911  ( 3 . Juli 1913 ) rechtsgiltig ? — Gememdegrundsteue,Ordnungen.

_ Vermischtes . — Aus Verbänden und Vereinen ._ _ _ __ _ _

Beitritt.
Dem Zentralverband ist am 23 . Januar als Mitglied beigetreten:

Der Grund - und Hansbesitzer -Bereiu Fulda mit 534 Mitgliedern . Vorsitzender ist Herr Architekt
Fritz Adam,  Fulda , Lindenstr . 20 . Geschäftsstelle : Bahnhofstr . 12.

Spandau , den 31 . Januar 1914. ®r* ® tn e r t, Supijroi.

Der preußische lllsbnungsgesetr-
entwurf und die fiausbesilzer.
Bei der Besprechung der ersten Beratung des preußi¬

schen Wohnungsgesetztentwurfes im Abgeordnetenhause ist
bereits auf die eigenartige Rede , die der Handelsminister
Dr . Stzdow zur Begründung des Gesetzes gehalten hatte,
kurz hingewiesen worden . Es ist auch bereits erwähnt wor¬
den , daß sich der Minister in seiner Rede völlig auf die der
Veröffentlichung des Entwurfes seinerzeit beigefügte ge¬
druckte Begründung stützte. Was es mit dieser Begrün¬
dung auf sich hat , ist ja seitens der Hans - und Grundbe¬
sitzerorganisationen hinlänglich klargestellt worden — er¬
innert sei nur an die ausführliche Kritik , die Präsident
Dr . van der Borght auf der Tagung des Preußischen Lan¬
desverbandes der Haus - und Grundbesitzervereine im März
des vorigen Jahres an der Begründung geübt hat , sowie
an einen Aufsatz in Nr . 10 der „Deutschen Hausbesitzer-
Zeitung " vom 6. 3. 1913 . Es ist auch bezeichnend , daß
bei der letzten Beratung des Wohnungsgesetzentwurfes im
Abgeordnetenhause der sozialdemokratische Redner meinte:
„Die Begründung ist überhaupt das beste an dein ganzen
Entwürfe ." Es war übrigens amüsant , ivie der sozialde¬
mokratische Redner den Widerspruch zwischen den teil¬
weise recht vernünftigen Vorschriften des Entwur¬
fes selbst und den Uebertreibungen der Begründung er¬

klärte . Er sagte : „ Meine Herren , ich frage mich : woher
kommt dieser Widerspruch ? — und ich finde dafür nur die
eine Erklärung : bei der Eile , mit der die Regierung nach
der bekannten Erklärung des Staatssekretärs Delbrück
ihren Entwurf veröffentlicht hat , hat sie wahrscheinlich zu-
sällig die falsche Begründung , nämlich die Begründung des
Entwurfes von 1904 ergriffen und die mit dem ganz
anders gearteten Entwurf zusammen veröffentlicht ."
Allerdings taten derartige kleine Bosheiten die Liebe des
sozialdemokratischen Abgeordneten für die Begründungs¬
rede des Ministers keinen Abbruch ; der Sozialdemokrat
war eigentlich von der Rednern aller Parteien der einzige,
von dem die Begründung des Ministers keinen wesentlichen
Widerspruch erfuhr.

Die Statistik handhabte Herr Minister Dr . Sydow
ebenfalls nach dem Muster der gedruckten Motive
ganz in der Art des Propaganda -Ausschusses „Für
Großberlin " . Es ist bereits von zahlreichen Sta¬
tistikern nachgewiesen , daß die von dem Propaganda-
ausschnß „Für Groß -Berlin " übernommene Anwendung
der Zahlen mit einer nüssenschaftlichen Statistik überhaupt
nichts mehr zu tun hat . Die Zahlenangaben , die Minister
Dr . Sydow über die Bodeupreise in den einzelnen Groß¬
städten der Welt machte , sind in dieser Allgemeinheit be¬
langlos , solange man nicht weiß , in welchen Entfernungen,
Lagen etc. sich die verglichenen Bodenflächen befinden.
Man kann auch in Groß -Berlin noch innerhalb der engeren
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Vorortzone in Hülle und Fülle Terrains zum Preise von
8 bis 10 Mark für den Quadratmeter - das sind die Ver¬
gleichszahlen , die der Minister für London anführte -
haben . Aber der Minster hat die Hauptsache vergessen;
daß nämlich trotz der von ihm gerühmten billigeren Boden¬
preise in London die Wohnungspreise in dieser Stadt
höher sind als in Berlin (vgl . namentlich Haberland : „ Der
Einfluß des Privatkapitals auf die bauliche Entwicklung
Groß -Berlins " , Berlin 1913 , Carl Heymanns Verlag ) .
Nach dieser Untersuchung betragen die Preise für Klein¬
wohnungen in London 4 M . pro Kubikmeter , in Paris
3.8 Fr ., in Wien 5— 6 Kronen —- und in Berlin 2 M . pro
Kubikmeter . -

Sehr zuversichtlich für die Wirkung des Wohnungs¬
gesetzentwurfes auf die Wohnungsverhältnisse klang es auch
nicht , wenn der Minister einmal sagte : „die Frage des
Realkredits ist für die Lösung des Wohnungsproblems
grundlegend " und Ivenn man bedenkt , daß diese Frage in
dem Wohnungsgesetzentwurf überhaupt nicht behandelt
wird . Nichtssagend waren auch die Schlußworte , mit
denen der Minister den Abgeordneten die Annahme der
Regierungsvorlage ans Herz legte . Man hat das freilich
m bodenreformerischen Volksversammlungen schon öfter ge¬
hört . Der Herr Minister hat nicht unrecht : „Ohne ein ge¬
sundes Familienleben würde eine der festesten Grundlagen
unseres Staatswohles fehlen ." Wo ein gesundes Fa¬
milienleben herrscht , da verschwindet aber auch fenes grau¬
sige Wohnungselend , das der Minister an die Wand malt.
Darum ist eben die Schaffung und Förderung dieses ge¬
sunden Familenlebens in der Tat eine der höchsten Kultur¬
aufgaben und zugleich die Vorbedingung für die Gesun¬
dung der Wohnungsverhältnisse . Man sollte doch endlich
aufhören , die Kulturprobleme , um die es sich bei der Woh¬
nungsfrage handelt , auf den Kopf zu stellen.

Besonders interessant für die Hausbesitzer war die
Stellungnahme des Ministers zu der Bedeutung des Haus¬
besitzes für die Wohnungsfrage . Man hat in der letzten
Zeit öfter so etwas gehört , daß die Regierung einsähe , wie
Ivichtig und unersetzlich der private Hausbesitz für die Ent-
wicklung der Wohnungsverhältnisse sei. Der Herr Minister
erklärte in seiner Rede zum Wohnungsgesetzentwurs wört¬
lich, daß „die Hausbesitzer einer Erweiterung der Bau - und
Wohngelgenheit nicht immer in dem wünschenswerten
Maße entgegengekommen sind . Es ist das menschlich nahe¬
liegend ; ihre eigenen Interessen stehen im gewissen Wider¬
spruch mit einer weitgehenden Vermehrung der Wohnungs¬
gelegenheit . " Wer erinnert sich bei diesen Worten nicht an
jenen Ausspruch des Herrn Pros . Dr . Eberstadt : „Die
Hausbesitzer suchen ihre Existenz im Gegensatz zu der Be¬
völkerung ." Man hat es also jetzt aus berufenstem Munde
gehört , daß der Artikel 1 des Entwurfes im wesentlichen
gegen die Hausbesitzer gerichtet ist . Woran liegt es denn
nun , daß die Hausbesitzer jenen „unheilvollen " Einfluß
geltend machen können ? Den Schlüssel zur Lösung dieser
Frage sieht auch der Minister „in dem starken Einfluß , den

- seiner Ansicht nach aus guten Gründen - - die städtischen
Hausbesitzer in den kommunalen Vertretungen ausüben . "
Sehr schön und sehr vorsichtig , aber etwas dunkel . Den
Kommentar dazu gab weniger schön und weniger vorsichtig
aber viel klarer und konsequenter der sozialdemokratische
Abgeordnete Hirsch . Er führte aus : „Zur Begründung
dieser Aenderung führt die Regierung an , daß die Städte
von sich aus bei Feststellung von Fluchtlinien nicht die er¬
forderliche Rücksicht auf die Wohnungsbedürfnisse genom-
nien haben , und sie gibt die Schuld daran den Hausbesitzern
in den Gemeindevertretungen . Das ist echt preußisch , die
Regierung kennt den Sitz der Krankheit , sie kennt auch das

Mittel , das allein Abhilfe schafft ; aber statt wie ein tüch¬
tiger Arzt das richtige Mittel anzuwenden , geht sie nach
Art von Quacksalbern vor . Beileibe keine Beseitigung des
Hausbesitzerprivilegs ! Ja , meine Herren , wenn ich zugebe,
daß das Hausbesitzerprivileg schädliche Wirkungen auslöst,
dann ist es doch eigentlich ganz selbstverständlich , daß ich
für die Beseitigung eines solchen Vorrechts eintrete , und
das hätte die Regierung um so eher tun können , als sie
schon vor langem das Hausbesitzerprivileg als überlebt , ver¬
altet und schädlich bezeichnet hat . Heute sagt der Herr Mi¬
nister , es seien gute Gründe dafür vorhanden , daß das
Hausbesitzerprivileg weiter bestehen müsse. Er hat die
„guten Gründe " nicht angeführt . Wir kennen sie. Es sind
politische Gründe ; man hofft , daß man auf diese Weise der
Sozialdemokratie das Eindringen in die Gemeindevertre¬
tung erschweren kann . Andererseits gibt der Herr Minister
aber zu , daß die eigenen Interessen der Hausbesitzer im
Widerspruch zu den Bestrebungen auf Vermehrung der
Wohnungen stehen . Also das nackte Eingeständnis , daß
die Hausbesitzer in den Gemeindevertretungen den Bestre¬
bungen auf Vermehrung der Wohnungen Widerstand lei¬
sten . Und trotz alledem erklärt man : Wir haben gute
Gründe , den Hausbesitzern auch weiter ihr Vorrecht zu
lassen , selbst auf die Gefahr hin , daß auch fernerhin von
ihrer Seite der Vermehrung der Wohnungen Widerstand
geleistet wird ."

Da wäre man also glücklich wieder beirn Hausbesitzer¬
privileg angelangt . Man kann tatsächlich den Sozialde¬
mokraten die Berechtigung des Gedankens nicht absprechen,
daß , wenn das Hausbesitzerprivileg für das Wohnungs¬
wesen so schädlich wäre , wie der Herr Minister meinte , daß
man es dann einfach beseitigen sollte . Ist dies aber nicht
der Fall , dann waren die Vorwürfe des Ministers gegen
den Einfluß der Hausbesitzer in den Gemeindevertretungen
mindestens überflüssig . Vielleicht bezeichnet bei den wei¬
teren Beratungen der Minister noch die „guten Gründe " ,
die nach seiner Ansicht für die Beibehaltung des Hausbe¬
sitzerprivilegs sprechen . Eine  n Grund , und einen nicht
unloichtigen , hat der sozialdemokratische Redner bereits ge¬
nannt : In der Tat hat sich das Hausbesitzerprivileg als
ein gutes Bollwerk gegen die Uebersckwemmung der Ge¬
meindevertretungen mit Sozialdemokraten bewährt . Frei¬
lich nicht in dem Sinne , wie es der sozialdemokratische Ab¬
geordnete darzustellen versuchte . An dem Erfordernis , daß
der zu wählende Gemeindeverordnete ein Ansässiger im
Sinne der Städte - und Landgemeindeordnung sein mußte,
ist die Kandidatur eines Sozialdemokraten wohl kaum je¬
mals gescheitert . Für die „kapitalistische " Sozialdemo¬
kratie wird es in der Regel eî re Kleinigkeit sein , ihrem
Kandidaten die .Hausbesitzerqualität zu verschaffen . AVer
etwas anderes fürchtet die Sozialdemokratie mit Recht.
Die wirtschaftliche Betätigung als Hausbesitzer bedeutet
einen Verlust für die sozialdemokratische Agitation . Des¬
halb wollen die Sozialdemokraten überhaupt keine Haus¬
besitzer unter den Genossen . Aber selbstverständlich ist die¬
ses antisozialdemokratische Moment nicht der einzige gute
Grund für die Beibehaltung des Hausbesitzerprivilegs.
Die Gründe sind in letzter Zeit mehrfach ausführlich aus¬
einandergesetzt worden . Hingewiesen sei namentlich auf
die Ausführungen von Justizrat Dr . Baumert -Spandau
auf der Tagung des Preußischen Centralverbandes der
Haus - und Grundbesitzer -Vereine im Februar 1912 in
Berlin . Es wäre aber auch erfreulich , wenn Minister Dr.
Sydow nach diesen ganz unnötigen Vorwürfen gegen die
Hausbesitzer doch einmal seine anderen „guten Gründe"
nennen würde . Dann würden am besten jene sozialdemo¬
kratischen Anzapfungen widerlegt worden , aus denen die
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Öffentlichkeit den Eindruck gewinnen könnte , als ob die
Regierung hinsichtlich der Bedeutung des Hausbesitzes für
die Wohnungspolitik mit den Ansichten der Sozialdemo¬
kratie übereinstimme.

Die Ausführungen der Vertreter der bürgerlichen Par¬
teien sind bereits bei der früheren Besprechung gewürdigt
worden . Erwähnt seien noch die Worte des Abgeordneten
v. Hassell über den nicht unbedenklichen Eingriff , den die
Vorschriften des Entwurfs über die Wohnungsaufsicht in
die Lebensverhältnisse eines großen Teiles der Be¬
völkerung bedeuten . Es gibt ja nun Leute , denen sogar
diese Vorschriften des Entwurfs nocb nicht weit genug ge¬
hen . Diese Leute , die der Abgeordnete v. Hassell zutref¬
fend als „ Nichts -als -WohnungsPolitiker " bezeichnetc , machte
der Redner darauf aufmerksam , >vas wohl die Folge ist,
wenn nach Erlaß einer Wohnungsordnung nach den Vor¬
schriften derselben mit einem Schlage auch nur 50 Woh¬
nungen geschlossen werden . Es wird in die Verhältnisse
der Mieter eingegriffen . Wie bringt die Stadt diese Mie¬
ter unter ? Sie hat keinen Raum dafür . Die Armenver¬
waltung muß eintretert ; dadurch entst ^ en erhebliche Kosten,
die letzten Endes der Steuerzahler zu tragen hat . Der Ein¬
griff in die Rechtssphäre des Eigentümers ist ein erheb¬
licher , und erheblich ist auch der Eingriff in die Rechts¬
sphäre des Hypothekengläubigers . Es sei sicher, daß,
wenn scharfe Organe der Wohnungsaufsicht eingreifen,
wenn diese die Schließung einer Reihe von Wohnungen
anordnen , nicht nur in diesen 50 , sondern in 5000 und
noch sehr viel mehr Fällen die Hypothekengläubiger ihre
2. Hypothek zurückziehen werden ? — Man denke an die
Bäckereiverordnung — ; und was dann ? „ Es ist klar , daß,
wenn die Bestimmungen des Gesetzes nicht in einer Weise
gchandhabt werden , die genau erfaßt und sich darüber klar
-ft, welch ungeheuren Eingriff ein zu scharfes Vorgehen be¬
deutet , der Mittelstand , der städtische Grundbesitzer auf das
erheblichste geschädigt wird . Ist dann aber der Grund-
uud Hausbesitzer schuld daran , daß so viele von unseren
Arbeitern - leider Gottes — in so schlechten Wohnunaen
leben müssen ? Die Entwicklung der großen Städte und
der Industrie ist mit einer solchen Macht , mit einer solchen
Geschwindigkeit hereingebrochen , daß es eben gar nicht
anders möglch war , als die zusammenströmenden Menickum
iitz Wohnungen , in sogenannten Mietskasernen , unterzn-
bringen , die leider den Anforderungen nicht entsprechen,
die wir eigentlich an sie stellen müsien ."

Besonders erfreulich ist es , daß die seit Jahren,
von den Haus - und Grundbesitzern vertretenen Anschau¬
ungen offenbar auch in den Parlamenten immer mehr Wi-
derhall finden . Es ist ein Zeichen für die zugleich nach¬
drückliche und maßvolle Tätigkeit der Organisationen des
Haus - und Gundbesitzes , daß die Stimmen der Haus - und
Grundbesitzer jetzt auch in den gesetzgebenden Körperschaften
gehört und gewürdigt werden ', denn die Erreichung dieses
Zieles war eine so außerordentlich schwierige Aufgabe we¬
gen der rücksichtslosen Agitation der Bodenreformer , die so¬
gleich jeden , der nicht das bodenreformerische Programm
vertrat , für einen Interessenten oder einen Sklaven
von Interessentengruppen zu verschreien verstanden . Ande¬
rerseits ergab es sich von selbst, daß wenn einmal diese
Kampfesweise der Bodenreformer bloß gestellt war , daß
>nan dann auch an den berufenen Stellen sich nicht den sach¬
lichen und einsichtigen Gründen der Leute verschließen
konnte , die doch in letzter Linie die besten Kenner der tat¬
sächlichen Verhältnisse im Wohnungswesen sind und bleiben
werden . So hat u . a . der Abgeordnete Künzer bei der Be¬
sprechung des sogenannten Bauverbotes ausdrücklich darauf
hingewiesen , daß nach seiner Ansicht zur Lösung der Frage

ein gangbarer Weg enthalten ist , „ in einem Vorschläge , den
der preußische Landesverband der Haus - und Grundbesitzer¬
vereine kürzlich in seinen Leitsätzen publiziert hat ."

Max D i e f ke.

Steigerung der Mietpreise In Sachse«.
Sachsen hat im letzten Dezennium der Wohnungsfrage

insofern ganz besondere Behandlung zu Teil werden lassen,
als es neben der Forderung der Wohnungsherstellung auch
die Wohnungsstatistik pflegte , um auf Grund des so ge-
wonnenen Tatsachenmaterials ein besseres Urteil über die
Weiterentwicklung und den Einfluß getroffener Maßnah¬
men zu gewinnen . Auch die jüngste , mit der letzten Volks¬
zählung verknüpfte Erhebung bildet einen erfreulichen Fort¬
schritt auf diesem Wege . Es ist daher von allgemeinem In¬
teresse einer der wichtigsten Feststellungen dieser Woh¬
nungszählung näher zu treten , zumal es sich hier ja um
den Kern der Wohnungsfrage überhaupt ^ um den Miet¬
preis,  handelt.

Nach den jüngsten Ermittlungen über die Wohnungs¬
verhältnisse in Sachsen kann nämlich konstatiert werden,
daß seit der vorangegangenen Wohnungszählung 1905
nicht nur der Wohnungsvorrat relativ mehr zugenommen
hat als die unterzubringende Bevölkerung , sondern auch
die Wohndichtigkeit geringer geworden und der Anteil der
Zwergwohnungen ausnahmslos geringer und selbst die
Unter Vermietung im Durchschnitt etwas abgenommen hat.
Diesen Ansätzen zu einer Besserung der Wohnungsverhält¬
nisse steht indes eine Steigerung derMietpreise
gegenüber , die um so bemerkenswerter ist , als sie weder all¬
gemein noch überall in gleicher Stärke aufgetreten ist . In
Leipzig ist diese Erscheinung weniger bei dem privaten
Wohnungsvermietungsgewerbe als namentlich bei den ge¬
nossenschaftlichen Wohnungen zu Tage getreten , und es hat
an mancher Stelle unangenehm überrascht , daß beispiels¬
weise die Baugenossenschaft Festbesoldeter im Vorjahre zu
einer Mietsteigerung um etwa 13 Prozent geschritten ist.
In den von der amtlichen Erhebung umfaßten 17 Städten
sind die Mieten im Durchschnitt für alle Wohnungen von
1905 auf 1910 um 14 Prozent gestiegen , in manchen
Städten war die Steigerung noch höher , wobei jedoch in
Betracht kommt , daß die Erhöhung der Mietpreise auch bei
den einzelnen Wohnungsgrößen verschieden ist und bei der
typischen Arbeiterwohnung von Stube , Kammer unb Küche
mit einer Ausnahme wesentlich geringer war als bei der Ge¬
samtheit der Wohnungen . - Im einzelnen erkennt man die
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Von 1905 bis 1910 stieg die
Wohn- Miete Miete einer

Bevölkerung aller Wohnungen 3räumig, Kleinwohn.
. 23,7 18,8 2.6
. 21,2 24,3 25,4
. 16,1 4,0 4,4
. 14.6 16,9 9.7
. 9,8 20,6 6.6
. 8,9 13,3 11,6
. 8,5 11,5 10,8
. 6,2 11,3 6,9
. 1,9 13,3 6,1
. 1,9 10,1 8,8
. " 1,8 13,2 6,5
. 1,7' 21,8 4,8
. 1,2 13,0 7,2
. 0,8 7,0 5,5
. 0,6 8,6 3,3

0,2 14,7 6,5
. 1,5 14,7 8,8
Steigerung der Mietpreise sich für breite

Prozentuale Steigerung der Mietpreise aus folgender
Uebersicht, in der auch die Zunahme der Bevölkerung bei¬
gefügt ist.

Falkenstein
Limbach
Plauen
Aue •
Eibenstock
Wurzen
Riesa .
Zittau
Meerane
Meißen
Reichenbach
Franken berg
Fretberq •
Pirna .
Annnberg
Großenhain
Oschatz .

Schichten der Bevölkerung um so mehr geltend macht als
die Mietwohnung immer mehr zum herrschenden Typ
wird, dürfte es angebracht sein zu untersuchen, wie weit
Mietsteigerungen durch äußere Gründe bedingt oder will¬
kürlich sind.

Eine willkürliche Mieterhöhung wird im allgemeinen
nur durchführbar sein, wenn die Nachfrage nach Wohnun¬
gen sehr groß, der sogenannte Wohnungsvorrat aber so ge¬
ring ist, daß die Nachfrage das Angebot weit übersteigt.
In solchem Falle könnten die Vermieter mit Aussicht auf
Erfolg den Wohnungspreis erhöhen lediglich auf Grund
der günstigen Lage auf dem Wohnungsmarkte. Eine der¬
artige Steigerung des Wohnungsbedarfes kann entstehen
durch Zunahme der Wohnbevölkerung infolge Zuzugs oder
natürlichen Zuwachses der seitherigen Ortsbevölkerung.
Daß eine solche Mietsteigerung in den angeführten sächsi-
ichen Städten nicht vorhanden ist, ergibt sich aus obiger
Tabelle sowohl bei Betrachtung der Mietsteigerung aller
Wohnungen als auch der Mietpreiserhöhung für die typi¬
sche Arbeiterwohnung(Stube , Kammer und Küche). Wäh¬
rend beispielsweise in Plauen die Wohnbevölkerung um 15
Prozent gestiegen war, ist bei den gesamten Mietwohnun¬
gen nur eine Preissteigerung von 4 Prozent zu konstatie¬
ren. Andererseits ist in Großenhain und Oschatz trotz des
Rückganges der Wohnbevölkerung eine erhebliche Mieterhö¬
hung eingetreten. Sowohl diese Gegenüberstellung als
auch die Ziffern der anderen Städte zeigen aber deutlich,
daß neben der Bevölkerungsbewegung noch andere Fakto¬
ren Mitwirken müssen, deren Einfluß in einer Mietpreis¬
änderung zum Ausdruck kommt.

Bereits im Vorfahre war an dieser Stelle darauf hin¬
gewiesen worden, daß als solche äußere Gründe einer Miet
steigerung in erster Linie erhöhte Herstellungskosten und
gestiegene dauernde Lasten der Wohnungsunternehmungin
Betracht kommen, die ihrerseits wiederum in der Verbesse¬
rung der Wohnungen und der reicheren äußeren und inne¬
ren Ausstattung, teils in der Steigerung der Arbeitslöhne
wurzeln.

Wie aber eine allgemeine Lohnerhöhung immer als
ein Aufstieg in der Kultur gilt, so muß auch eine Mietestei
gerung als eine Folge des Fortschritts gelten, der sich in
dem Aufwand für die Wohnung zu erkennen gibt.

Dr . H-n.

(forte nstädse?
(Schluß)

Nun zum Gartenstadtprojekt Braunschweig-Riddags-
hausen zurück!

Eine gründliche Erörterung desselben erfolgte in den
Kreisen des Haus- und Grundbesitzes der Stadt zuerst
am 29. November 1913 im Verein Braunschweig-West.
Man kam zu dem Ergebnis, daß es sich bei den Garten¬
stadtgründungen gewissermaßen um eine Modesache handle,
bei der in hochtönenden Worten von allerlei hohen Zielen
die Rede sei, die aber einer nüchternen Betrachtung nicht
Statld halten könilten.

Folgende Resolution wurde einstimmig angenommen:
„Angesichts der weitläufigen, von zahlreichen Gärten

durchsetzten Bebauungsart der Stadt Braunschweig hält
die Versammlung die Begründung einer sogenannten
Gartenstadt vor unseren Toren für überflüssig. Auf jeden
Fall aber spricht sie sich aufs schärfste gegen eine Unter¬
stützung derselben ans staatlichen oder städtischen Mitteln
aus, schon im Hinblick darauf, daß solche Siedelungen
ebensowenig wie die Baugenossenschaftenfür das Woh¬
nungsbedürfnis unbemittelter oder kinderreicher Familien
sorgen, die erfahrungsgemäß immer mit Schwierigkeiten
bei der Wohnungsbeschaffung zu kämpfen haben."

Einen beachtenswerten Gesichtspunkt brachte ein
„ländlicher Grundbesitzer" in die öffentliche Diskussion:
er berührte die Landflucht und stellte sich im übrigen auf
die Seite der Hausbesitzer.

Am 6. Dezember folgte die Stellungnahme von Braun-
schweig-Ost zu der Angelegenheit. Sie fiel, wie schon durch
die Tagespresse bekannt gegeben wurde, ebenfalls entschie¬
den ablehnend aus.

Merkwürdigerweise blieben die Gegner still — sicher
nur nach außen: denn wir glauben, daß im Stillen mit
Hochdruch gearbeitet wird. Es fand eine Beratung
der Vertreter des erwerbstätigen Mittelstandes statt,
in welcher nach dein Referat des Herrn Frede in der
Besprechung volle Einmütigkeit sich ergab in der Beurtei¬
lung des Projektes. Es wurde die Abfassung einer Denk
schrift und die Absendung derselben beschlossen an das Mi¬
nisterium, die Kreisdirektion, den Landtag, die Landtags¬
abgeordneten, den Stadtmagistrat und die Stadtverord¬
neten.

Sie hat folgenden Wortlaut:
Dem Vernehmen nach wird die Gründung einer Gar¬

tenstadt bei Riddagshausen beabsichtigt. Von ihren Ver¬
fechtern wird zur Begründung angeführt, daß eine solche
Siedelung die Arbeiter, für die sie in erster Linie bestimmt
sei: bodenständig mache, in ihnen Vaterlandsliebe erwecke
und sie so der Sozialdemokratie entfremde.

Dem widerspricht jedoch allein schon der Umstand, daß
die sozialdemokratischenFührer und Blätter sich überall für
solche Gründungen aufs eifrigste ins Zeug legen. Ihnen ist
es tatsächlich darum zu tun, die Arbeiter in die Städte zu
ziehen. Warum, liegt auf der Hand. Die Erfahrung lehrt
übrigens auch zur Genüge, daß die Arbeiter durch soziale
Wohltaten und Annehmlichkeiten sich keineswegs bewegen
lassen, der sozialdemokratischen Partei den Rücken zu keh¬
ren. Im Gegenteil, die sozialdemokratischen Stimmen
sind in dem Maße gewachsen, wie die soziale Fürsorge fort¬
geschritten ist.

Die Behauptung, daß Vaterlandsliebe bei den Be¬
wohnern eines Mehrfamilienhauses(von den Gartenstadt-
schwärmern schlechthin„Mietkaserne" genannt) nicht auf-
kommen könne und abhängig sei von dem Besitz eines
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1. Spiralfedern
2. Luftzuführung
3. Wassernase

4. Schieber zum
Abschließen

5. Abwasser
6. Spiegelscheibe

Frei stehen die Schaufensterscheiben in den Rahmen, kein Zerspringen mehr, weil
federnde Festhaltung geboten ist.

Von den Glasversicherungen wärmstens empfohlen.

Keill Anlaufen bei der Kälte mehr, da die Ventilation die denkbar beste ist und das
Glas in kittlosen Rahmen sitzt . Das Regen - und Putzwasser läuft sofort ab.

Das Einsetzen , sowie Herausnehmen der Scheiben aus dem Rahmen ist denkbar einfach.
Staubfreie Abdichtung wird gut und sicher bewirkt.

Diese neue Vorrichtung bietet somit den Hausbesitzern , sowie Ladeninhabern
ganz hervorragende Vorteile gegenüber den alten Konstruktionen , wo immer ein
Zerspringen teurer Spiegelscheiben , sowie Geschäftsstörung eintritt.

Ausführung in Delta -Metall , Eisen und Holz . - Prospekte und Kostenvoranschläge
gerne zu Diensten.

Hochachtungsvoll

J acob Gramer, Eisenkonstruktion und Schlosserei
Stiftstraße 24 — Telephon 3443

^ J . &G.ADRIAN
Internationale Spedition
Möbeltransporte o Stadtumzüge

Spezialität:
Übersee - Umzüge ohne  Umladung
Moderne Möbel -Lagerhäuser

F. Dofflein
Friedrichstraße 43

Kopien aller Sorten
für Hausbrand und ]ndu |irie

Kubrbred)*KoUs
bestes Heizmaterial für Zentraifenerung

iflntbraziFKobiem
hervorragendste Marken deutfcher, belgifcher n. engl. Herkunft

StemUolHetbeifomb und Braun*
kohlen-vnkcm,BnzündeUotUen
Cadellofe Aufbereitung u. Abhebung durch
rnveriäfstg^arbeitende^mafchin. 5iebwerke

NovtemierkauF ßefellfcbaft
mit beschränkter Haftung

ftauptkontor vatznhoMraßei
fernfprefter Nr. 54z und 775



Gescliäftsimen, Lieferanten und Handwerker
Baugeschäft

Aug.Meister
Inh . Ludw . Kraft

Baugeschäft
Röderstraße 42

Fernsprecher 6483

Bücherrevisor

W . Sauerborn
Bücherrevisor

Wörthstr . 8 Telefon 1752
übernimmt die sachgem .,
dengesetzl .Bestimmungen
entspr . Ausarbeitung von
Steuererklärungen (Wehr¬
beitrag , Einkommensteuer
usw .)u.strengst .Diskretion

Dachdecker

Moritz Beltz
Dachdeckermeister

Telefon 1573
Kellerstr . 10

empfieht sich in allen
vorkommenden

Dacharbeiten

VQQQQQQQQQQQQQQQQQQV
^ Gebrüder A

LOTZ
Dachdeckermeister
Albrechtstrasse 3

und

Webergasse 41
Telefon 4384.

*# uil
^ TßL 341Z *

Vachaeckerei unü
flsptjalDßej’üiäft

28  frantienftraße 28

Iteuberftellung unü Repa
raturen sämtlicher Vach
üecker- u. KspbaltarbeUcn

Spezialität:

Uolzzementbeüacöungen

Sachgemäße Ausführung
Mäßige Preise

FranzSchäfer
Westendstraße 38

Dachdecker
Reparaturen gut und billig

Selbstausführung

J .P .Schwarz
Dachdecker¬

meister

Bleichstr . 15 pt.
Fernsprecher 2038

1 Druckereien

Vereinigte
Mereien

Hammelmann & Sprunkel

Litogrnplmche Kunstanstalt
Buch- und Stein-Druckerei

Moritzstr . 27 . Teleph . 422
Anfertigung sämtl . Drucksachen in
best . Ausführ , bei maß . Berechnung.

August Jeckel
Ziethenring 1

Installation elektrischer
Licht - und Kraftanlagen

Lager in Maschinen
Beleuchtungskörper

Heiz - und Kochapparate
Installationsmaterial

Ladestelle für Akkumulatoren.

f" Gärtnereien

Gg.Weygandt
Handelsgärtner

Dotzheimerstr . 91
Telefon 2119 Telefon 2119

Anlegung und Unterhaltung von
Gärten . Herstellung all . Blumen¬
bindereien , Kränze u . Bouquets.
Zimmerpflanzen . Balkonkästen.

Heizkörper-
Verkleidungen

Karl
wälüschmM

Schwalvacherflr.7
fernfprecher 2475

Ueizkörper-verkieiünngen
iimiiiiiiiiiMiiiuiiiimimiiiiiiiMiimiiiiiiiiiiiiiimiimiiiiuiHiiMiiimimmiiiimiiiiiiiiimiiiui

Kamine in metall,
Stein unü Marmor

Kunfigewervliche werkftäile

Glaser

Wilhelm

Uankammer
Trüber Fr . Saueressig
Glasermeister

Rbeinslr . 28 - Telefon 4419
Spezialität : Patent - Dreh-

und Schiebefenster
absolut staub - und luftdicht.

Elektrotechnik

Das ist die halt¬
barste

Ersparnis ca . 75°/0.
Preis 10 — 50kerz.
1 Mk . exkl . Steuer.

Bei Abgabe dieser Anzeige
5 °/0 Extra -Rabatt.

Max Commichau,
Elektr . Installations -Geschäft,

Riehlstrasse 22. Telefon 1989.

HEINRICH

MORR
Inhaber : Joh . Klein

Karlstraße 16 :: Telefon 4931

GLASER
Anfertigung von Fenster¬
rahmen und Verglasungen

Gummiwaren

Schuhe O

Mäntel ^
^ Garten-schlauche etc.

empfehlen billigst
Baeumcher &Co .,

Ecke der Langgasse und
Schützenhofstrasse.

Lackierer,
Maler , Tüncher

©ö OG OG c) G c)G g)6

pJos.Haenchenj
Tünchermeister3

C Seerobenstrasse5 D
^ Fernsprech- Anschluss 3573 ^
me »dp <oc > op oc? q e sxa

Hem . Kempkes
Maler - und

Tünch erg escha ft
Bleichstr. 20 III . Dreiweidenstr. 5

Übernahme sämtlicher Maler-
u . Tüncherarbeiten in einfacher,
sowie hochfeiner Ausführung.
Fasadenanstriche :: Schildermalerei

Jakob Ludwig jun.
Tüncher -, Maler¬

und

Lackierergeschäft

Schillerplatz 4.
Telefon 4115.

Karl Schmidt
Maler - u . Baudekorationsgeschäft
Johannisbergerstr . 6. Tel . 1372.

Ausführung von Verputz - ,
Stukkatur - , Maler - und

Anstreicher -Arbeiten.

Reparaturen prompt und billig



Seschäftsfirmen, Lieferanten und Handwerker
t

ILudwigSchmidt!
•• Zietenring 2 ••• ;

Telephon 3536

empfiehlt sich •
in sämtlichen

jMaler-, Tüncher- u.j
: Lakiererarbeiten:|
j j
• - Billige Preise - S
! Prompte Bedienung. »

Öfen , Herde,
Wandplatten

K * ebnes
Blsmartfcring 9 Tel. 6534

Öfen, ßcrüc
lüanflplatten

ßenerahDertreter der
homannuierfee

gGuaGsjacsacscJGsaGssQ

| Heinrich |n Schneider §
93 Maler - und f
Z Tünchergeschäft g
E Kiedricherstrasse 2 mL Fernsprecher 4125

ääiXäSOGSOGäaGätflßSfle

Lack und Farben

|A,Rörig&Cie.
! Farben-, Lack-
! und Kittfabrik
« MarktStr. 6 Fernspr.250
• Billigste Bezugsquelle
• sämtlicher Farbwaren
; Spezial.tFußbodenlack

Maurermeister

W.Dembach
Maurermeister

Weissenburgstr.3

Photo -Artikel

Medicinal - Drogerie

Hygiea
Photo - und

Sanitäts -Haus
Moritzstraße 24

gegenüber der Gerichtsstr.
Fernruf 2121

Reinigungsinstitute

Grösstes Wiesbadener Glas-
und Häuser-Reinîungs- Institut
Th. Hornstadt
Sohwalbaoherstr. 79 Telefon 1815
empfiehltdfen wert.Hausbesitzern
und Spenglermeistern seine drei
fahrbaren mech . Schiebeleitern
von 12 bis 24 m hoch für Repara¬
turen an Kendel und sonstiges an
Häusern zu sehr billig. Preisen

Rattsn und Mäuse
u. sonstiges Ungeziefer
vertilgt unter Garantie

B. Beier
Lehrstrasse 1. Telefon 4055.
Desinfektions -Anstalt.

Sarglager

Sarglager
Friedr. Birnbaum

Schreinermeister
Oranienstr . 54 Tel. 3041Erd-ii.Feuerlieslülli
Lieferant des Vereins für

Feuerbestattung.

Schreibmaschinen-
Reparaturwerkstatt

Reparaturwerkstätte für
Schreibmaschinen aller

Systeme
Anton Metz

WIESBADEN
Dotzheimerstr . 63 Telefon 1288

Schreibmaschinen-
Reinigungs -Institut

Jakob Anthes
Installation und Spenglerei

emalu. Badewannen
von 50 Mark an.

Badeöfen
von 80 Mark an.

Rheingauerstraße Nr. 4
Telefon 2210

Schlosser

Schlosserei

Kroetsch
Göbenstrasse 8
: Telefon 2131 :

empfiehlt sich in allen

einschlägigen Arbeiten.
KutUTlaper
Bau- und Kunftfftlonetei

Reparaturen Kl!!!!
neroftra0e Z9
fernfptcdöet 2393

Schreiner

MoMoM°MoMooMoMoMoMoM

Karl Georg
Bau- und

Möbelschreinerei
Riehlstr . 15 Telefon 3994

MoMoHoHoMooMoHM ^ ^

Schreiner-
arbeiten

Sämtliche Reparaturen an Roll
lätlen usw., Reinigen n. Parkett
bötlen, Htifpolieren non möbeln

beforgt schnell untl billig
bemann bübner

Schreiuermeisler Luifenftr. 18

Spengler
und Installateure

Jul . Löffler
Spenglerei
Installation

Goebenstraße 11
Fernsprecher 3136

Nerostrasse 29
Installation

für Gas und Wasser
Beleuchtungskörper

R. Mayer,
Telefon 2393.

Tapezierer,
Dekorateure

Tapezierer - und
Dekorationsgeschäft

Georg

Lieglein
Zimmermannstraße 5

Telefon 3600

| Wandbekleidungen etc.

CarlReichwein
WIESBADEN

Hellmund -, Ecke Dotzheimerstr,
Telephon 357.

Spezialgeschäft für Aus¬
führung von Wandbeklei¬
dungen, Bodenbelägen,

Bädern, etc.



Geschäftsfirmen, Lieferanten und Handwerker

Germania
Brauerei-Gesellschaft
Tei.142 aneshadent.i.<42

Die Einrichtung unserer neu ungeglie¬
derten

Flnschenbier-Abtellunj
erregt die Bewunderung aller Fachleute und
sonstig . Interessenten in höchstem Maße.

Durch die Aufstellung der bewährtesten
Rei nigu n gs - Masch i nen und Füll-
Apparate  wird den verehrlichen Kon-

.sumenten volle Gewähr für

hygienisch erstklassige
Brauerei -Füllung

geboten.
Man achte auf das neben abgebildete

Verschluß -Anhänge -Etikett
welches ein Oeffnen der Flasche nur durch
Zerreißen des Bindfadens ermöglicht.

Unsere Biere haben sich seit der Grün¬
dung unserer Brauerei bis zum heutigen
Tage des allerbesten Rufes erfreut.

Dieser Erfolg beruht auf der stets gleich¬
bleibenden vorzüglichen Qualität des
Produkts , das hinsichtlich seines Ge¬
schmackes und seiner anerkannten Be-

( kömmlichkeit den höchsten Anforde¬
rungen entspricht.

WIESBADEN
LUISENSTR . 8 TELEFON 441
Telegramm -Adresse :„ ENERGIE“

Elektrische Licht - und Kraftanlagen
jeder Art

Beleuchtungskörper in allen Stilarten
Metallfadenlampen
Staubsaugeanlagen
stationär und transportabel

Elektrische Koch- und Heizapparate
Haartrockenapparate

Elektrische Kinderkochherde für Puppenküchen
reizendes Weihnachtsgeschenk,

schließt jede Gefahr für das spielende Kind aus.
—  Beratung und Kostenberechnung frei . ■—
Wir bitten um Besichtigung !! serer AusstellungLuisenstr . 8 , l . Et.

öebrütlerüoffolo,wiEm
Bureau und Lager votzheimerftraßem " Celefon Nr. 556

Unternehmung oon Beton*u, eifenbeton«
Bauten im hobt* u. Tiefbau, Husführunq
von mafferdifhten KfUerbödemKonftruK*
tionen, Mosaik--, Uerrazzo*, Kork«, Stein*

bolz*, 6ipfeftri<h*und HsphalTBöflen

©G 06 c)6 öö <DG 0G c)©

£ Weinstube 3
§L.Göbel?
4 Ecke Karlstraße ($C Adelheidstr.65 c\Gutgepflegte Glas-

und Flaschenweine. Ja p oo> OG* 9(? oe <oc?>

ElektrischePersonen-,
Waren- und Speisen-

Aufzüge
Ueberlvachung von Aufzügen im Jahres¬
abonnement. Reparaturen und Umbauten.

Heinr.Hora Sö'Ime
Spezialfabrik für Aufzüge

Wiesbaden
Dotzheimerstratze 105.
Tel. 3094. Gegründet 1871.

J . &W . Rossel
Zimmermeister

Säge - und Hobelwerk
Telephon - Anschluß 3494

Wohnung : Eckernförderstrasse 5

Treppenbau
Gartenhäuschen

Turngeräte
Brennholz

ßartentiäufer,
Spaliere,

Wintergarten,
Schutz« u . Zier«

geiänder,
wasch«, Baum«
u. Rofenpfäfile

liefert

fl. Debus
Büicherstr .352.

J. frädert: ttHesbaüen
Spezial «6eftf)äft für

herbe und Oefen jeder Art
Bade»einrid )tuugen , luftallation , eisfdjränke , fliegenfdjränke,
Raffelten , ßeidschräutze und Sarteufchläuche — Reparaturen und

krfatzteiie für vorftetzeude Apparate billigft
Ausftellungsräume:

fneüriipl’traße 12 : fernfpredtjer 492

Spezial- -Geschäft

Heinrich Schuhmacher
Göbenstraße 9

Umlegen , Abhobeln , Reinigen
und Wachsen von Parkettböden
aller Art und Treppenstufen
sowie Besorgung sämtlicher

Schreinerarbeiten.

Druck von Hermann Rauch , Wiesbaden,  Fr .edrichstraße 30.
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"Eigenhauses " , kennzeichnet sich wohl ohne weiteres als
maßlose Uebertreibung.

Ferner sollen gute Sitten und Sicherheit des Woh¬
nens durch jene Siedelungen gewährleistet werden . Wir
sind der Meinung , daß die gute Sitte durch die Persönlich¬
keit selbst gewährleistet wird . Wer zu Ausschreitungen in
dieser Beziehung neigt , ist im Einfamilienhaus ungestör¬
ter als im Mehrfamilienhaus , das auch ohne Frage mehr
Sicherheit gegen Diebstahl , Einbruch usw . bietet als jenes.

Endlich wird das gesundheitliche Moment angeführt.
Wir lassen das für den Sommer gelten . Im Winter da¬
gegen geben die ungeschützten , im Vergleich zu unseren
Mehrfamilienhäusern leichter gebauten Gartenstadthäuser,
ferner die weiten Wege zu den Arbeits -, Unterrichts - Ein¬
kaufs - und Unterhaltungsstätten in der Stadt in jener Be¬
ziehung zu erheblichen Bedenken Anlaß , zumal bei schlechtem
Wetter . Der Hinweis auf England erscheint verfehlt , denn
einmal ist dort ein anderes Klima , ferner aber sind die
schlechtesten Berliner Wohnverhältnisse immer noch besser

: als die Londoner Arbeiterwohnungen , wie sie dort gang
und gäbe sind . Braunschweig mit seiner weiträumigen,

l von Gärten durchsetzten Bebauung kann einen Vergleicb
überhaupt ablehnen.

Ul das RefcbszMwacl>sslcuerfleselx vom
w. Tebr. iqn Juli i«u) recdttgillig?
^ In einem Aufsatz von Stadtrat Klautzsch über diese
Frage in der „Deutschen Juristen -Zeitung " , der auch an
dieser Stelle besprochen worden ist , wurde ausgeführt , daß
das Zuwachssteuergesetz in seiner jetzigen Gestalt gegen Art . 4

! piff - 2 der Reichsverfassung verstoße . Nach diiser Be¬
stimmung sei die Gesetzgebung des Reichs nur für Steuern

I zuständig , die für die Zwecke des Reichs zu verwenden
seien ; seit l . Juli 1913 könne aber bei der Wertzuwachs-
flauer überhaupt nicht mehr von einer Reichsabgabe die

! mede sein . Die Bundesstaaten müßten daher neue Gesetze
k erlassen . Zu der Frage nimmt jetzt Finanzamtmann Dr.

Hertel-  Karlsruhe ebenfalls in der „Deutschen Juristen-
Zeitung " (Nr . 3, S . 222 ) Stellung . Obgleich seine Aus¬
führungen sehr anfechtbar sind , sollen sie doch im Interesse

s einer Klärung der Frage hier wiedergegeben werden . Her-
f rel schreibt:

- wird zugeben müssen , daß das Zuwachssteuer-
i ÜEWv mtsachlich gegen den Wortlaut der Reichsverfassung

vci stoßt , rrotzdem kann man zur Gültigkeit des Gesetzes
gelangen , wenn man in seiner Annahme durch den Reichs-

I sflä und Bundesrat eine stillschweigende Aenderung der
Reichsverfafsung erblickt . Solche stillschweigenden Äende-

; rungen der Reichsverfassung sind nicht selten . Zum Bei-
• Wiel steht noch heute in Artikel 75 der Verfassung , daß dasI7"verappellationsgericht der drei freien und Hansestädte
I su pibeck die zuständige Spruchbehörde in erster und letz¬

ter Instanz für die in Art . 74 der Verfassung genannten
unternehmen (Hoch- und Landesverrat ) sei, während nach

, I i -üi Gerichtsverfassungsgesetz das Reichsgericht für die
Untersuchung und Entscheidung der gegen den Kaiser oder
das Reich gerichteten Fälle des Hoch-' und Landesverrats

I zuständig ift - Auch die Art . 1, 35 Abs . 2, 38 , 70 und 74
sind stillschweigend durch Reichsgesetze geändert worden . (Ge-

; setz vom 3. Juni 1871 über die Einverleibung Elsaß -Lo¬
thringens , Art . 1 8 5 des Gesetzes betreffend Aenderungen

. lm Finanzwesen des Reichs vom 15 . Juli 1909 usw.)
I , pst » kann nun auch im vorliegenden Fall nicht zwei-
s w>n, dag die gesetzgeberischen Voraussetzungen für eine
i Aenderung der Verfassung gegeben sind . Der Reichstag hat

das Gesetz mit Mehrheit angenommen und im Bundesrat
haben nach den Meldungen keine Stimmen dagegen gespro¬
chen (Art . 78 der Reichsverfassung ) . Es muß allerdings
zugegeben werden , daß der Reichstag — soweit wenigstens
aus 'den Verhandlungen hervorgeht — sich nicht bewußt
gewesen ist , daß das abgeänderte Zuwachssteuergesetz gegen
die Reichsverfassung verstoße . In der Verhandlung hat
allerdings einmal ein Kommissar des Bundesrats (Frhr.
v. Zedlitz ) davor gewarnt , die dauernde Erhebung der Zu¬
wachssteuer den .Gemeinden zur Aufgabe zu machen , da man
mit einer derartigen Bestimmung in das Besteuerungsrecht
der Gemeinden und damit in die Gesetzgebungsgewalt der
Bundesstaaten einareife . Die weitere Erwägung , daß man
mit dem Gesetz in der geänderten Fassung jedenfalls gegen
die Verfassung verstoße und damit diese abändere , scheint
daaegen nicht angestellt worden zu sein . Zur Gültigkeit
einer stilMweigenden Aenderung der Verfassung wird inan
aber nicht die ausdrückliche Abücht oder wenigstens das Be¬
wußtsein einer Aenderung verlangen müssen . Es wird viel¬
mehr genügen , daß tatsächlich die gesetzgeberischen Voraus¬
setzungen für die Aenderung erfüllt sind . r r

Hiernach wird man das Gesetz nach der Ansicht Hertels
als rechtswirksam ansehen können . Dem Ausspruch von
Klautzsch, daß das Gesetz als ein Novum und zwar als kein
glückliches anzusehen ist , wird man dagegen aucki nach seiner
Ansicht beipflichten müssen.

«emelnaearun<l;teuerokam'!-jien.
„Das örtliche Steuerrecht muß gegenüber sämtlichen

Steuerpflichtigen gleichmäßig angewendet werden . Eine
gegen diesen Grundsatz verstoßende Veranlagung ist den,
Steuerpflichtigen gegenüber rechtswidrig ." Auf diesem
Grundsätze beruht eine Entscheidung des Oberverwaltungs¬
gerichts (VIII . G. 348 . 12 . Preuß . Verwaltungsbl . 35.
Jahrgang , Nr . 16 ) . Der Entscheidung lag folgender Tat¬
bestand zu Grunde.

Nach der Steuerordnung vom 8. Februar 1910 erfolgt
die Besteuerung aller in der Gemeinde Diedersdorf belege-
nen Grundstücke nach eineni Bruchteil vom Tausend ihres
gemeinen Wertes . Demgemäß wurde der Kanalisations¬
verband Lankwitz -Marienfelde , der die Rechte einer öffent¬
lichen Körperschaft besitzt und satzungsmäßig durch den als
Verbandsvorsteher fungierenden jeweiligen Gemeindevor¬
steher von Lankwitz vertreten wird , wegen seines m der
Gemeinde Diedersdorf belegenen Grundbesitzes von rund
850 Morgen bei einem Steuersätze von 1,25 vom Tausend
des auf 912 000 M . geschätzten gemeinen Wertes für das
Rechnungsjahr 1911 zur Gemeindegrundsteuer mit eineni
Betrage von 1140 M . herangezogen . Hiergegen legte der
Verbandsvorsteher Einspruch mit den , Antrag ein , die Ab¬
gabe auf 471,88 M . zu ermäßigen . Er begründete den
Einspruch damit , daß zunächst 125 Morgen im Hinblick auf
die Bestimmung des 8 24 Abs . 1 Buchstabe c. des Komm«
nalabgabengesetzes steuerfrei bleiben müssen , weil 100 Mor¬
gen hiervon zur Ailfnahme der Abwässer dienten und der
landwirtschaftliche Betrieb auf diesen Rieselfeldern nur Ne¬
benzweck sei, während ein Flächenraum von insgesamt 25
Morgen lediglich als Schutzstreifen diene . Die übrigen
steuerpflichtigen 725 Morgen dürften aber höchstens zu
demselben gemeinen Wert veranlagt werden , zu dein die
übrigen Ländereien in Diedersdorf veranlagt worden seien,
d. hj zu 520 M . pro Morgen . Das ergebe unter Hinzu¬
rechnung von 15 000 M . für ein auf dem Grundstück be¬
findliches Wärterhaus insgesamt einen gemeinen Wert von
377 500 M.
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Der Gemeindevorsteher von Diedersdorf wies den
Einspruch ab , indem er in dem Bescheide ausführte:
„Der veranlagte gemeine Wert ist unbedenklich auf¬
rechterhalten worden , da der Einsprechende nach seiner
eigenen Angabe einen höheren Erwerbspreis gezahlt hat.
Es wird ihm auch nicht gelingen , in einer solchen Nähe von
Berlin Grundstücke zu billigeren Preisen zu erwerben . Die
höheren Preise iverden allerdings steuerlich erst wirksam
werden , nachdem ein Verkauf des noch in bäuerlichen Hän¬
den befindlichen Gundbesitzes stattgefunden haben wird . Bis
dahin ist es gerechtfertigt , die landwirtschaftlich genutzten
Grundstücke , soweit sie sich noch im Eigentum der Beruss-
landwirte befinden , verschieden zu bewerten ."

Gegen diesen Bescheid erhob der Verband Klage mit
demselben Ziele , indem er insbesondere geltend machte , daß
die ganze Veranlagung ungültig sei, da der Gemeindevor¬
steher zu Diedersdorf nach seiner eigenen Darlegung die
noch landwirtschaftlich benutzten Grundstücke der bäuerlichen
Bewohner , die einen Flächenraum von und 1350 Morgen
einnähmen , erheblich , und zwar etwa um die Hälfte , gerin¬
ger bewertet habe als das dem Verbände gehörige Gelände.
Der Gemeindevorsteher gab dies auch zu und rechtfertigte
sein Verfahren auf folgende Weise : „Hinsichtlich
des Wertes der Grundstücke bemerke ich, daß wohl
ein Unterschied zu machen ist zwischen dem noch
im bäuerlichen Besitz befindlichen Grund und Boden und
den zu andern als landwirtschaftlichen Zwecken veräußer¬
ten Grundstücken . . . Die Tatsache bleibt bestehen , daß
das in bäuerlichen Händen befindliche , landwirtschaftlich
genutzte Gelände einen höheren als den von der Gemeinde
festgesetzten gemeinen Wert nicht hat . Damit steht nicht im
Widerspruch , daß der allgemeine Verkehrswert der Grund¬
stücke ein höherer ist . Zu landwirtschaftlichen Zwecken kann
man in solcher Nähe von Berlin eben keine Grundstücke
mehr erwerben ."

Der Kreisausschuß wies die Klage ab . Ihm schloß sich
der Bezirksausschuß auf die Berufung des Verbandes bis
auf den einen Punkt an , daß er den Schutzstreifen von 25
Morgen als unter die Vorschrift des 8 24 Abs . 1 Buchstabe c
a . a . O . fallend ansah , demgemäß von dem Gesamtbeträge
des gemeinen Wertes die entsprechende Summe absetzte und
die Steuer auf 1107,2 M . ermäßigte . Gegen diese Ent¬
scheidung wandte sich die Revision des Verbandes . Sie ist
vom Oberverwaltungsgericht für begründet angesehen
worden.

Nach der örtlichen Steuerordnung ist als einziger
Maßstab der Besteuerung für alle bebauten und unbebauten
Grundstücke in der Gemeinde lediglich der gemeine Wert
vorgesehen . Daß hierunter derjenige Nutzen zu verstehen
ist , welchen eine Sache einem jeden Besitzer gewähren kann,
mithin der genieine Wert gleichbedeutend ist mit dem Ver¬
kaufswert der Sache , hat der Gerichtshof in zahlreichen
Entscheidungen dargelegt . Hiernach hätten sämtliche in der
Gemeinde Diedersdorf belegenen Grundstücke nur nach dem
Verkaufswert veranlagt werden dürfen , den sie zur Zeit
der Veranlagung für das Rechnungszahr 1911 hatten . Das
ist aber nach den oben wiedergegebenen Erklärungen des
Gemeindevorstehers nicht geschehen. Vielmehr hat dieser
zunächst zwei Gruppen von ' Grundstücken unterschieden:
die noch im bäuerlichen Besitze befindlichen , landwirt¬
schaftlich genutzten und die zu anderen als landwirtschaft¬
lichen Zwecken veräußerten Grundstücke . Die letzteren , zu
welchen er das dem Verbände gehörige Gelände
zählt , hat er zum Verkaufswerte , die ersteren dagegen nach
einem anderen , erheblich abweichenden Maßstabe , vermut¬
lich dem landwirtschaftlichen Ertragswerte , veranlagt , den
er irrtümlicherweise auch als gemeinen Wert bezeichnet.

Infolge der zu niedrigen Bewertung des bäuerlichen Be¬
sitzes ist der Anteil , mit welchem der Verband wegen seines je^(
nach dem gemeinen Werte geschätzten Grundbesitzes an dew ^
Aufbringen aus der Grundsteuer beteiligt ist , höher , als er j 7
sich bei gleichmäßiger Bewertung aller Grundstücke hätte me;
stellen müssen . Der Verband ist mithin dadurch beschwert, gUJ
daß das örtliche Steuerrecht nicht gegenüber sämtlichen ^
Steuerpflichtigen gleichmäßig angewendet worden ist . In - jw
folge der Nichtbeachtung der Vorschriften des Ortsrechts bei ^
der Veranlagung sei diese dem Verbände gegenüber rechts - fcet
widrig . ten

- tod

Pflichten de$ Mieten . *
Einige Streitfragen.  ö Qj

Die allgemeine Pflicht des Mieters zur Obhut der Ve
Mietsache während der Mietzeit wird vom Gesetz als Re
selbstverständliche "Vertragspflicht des Mieters angesehen Ga
und deshalb nicht besonders hervorgehoben . Eine Ab- un
Nutzung der gemieteten Wohnung , soweit sie sich aus der sch>
ordnungsmäßigen Benutzung der Wohnung ergibt , welche tto:
nicht gegen die allgemeine Vertragspflicht des Mieters zur gej
Obhut der Sache verstößt , braucht der Mieter nicht zu ver - Ge
treten , denn nach § 548 des Bürgerlichen Gesetzbuches hat an
der Mieter Veränderungen und Verschlechterungen der ge- To
mieteten Sache , die durch den vertragsmäßigen Gebrauch bet
hcrbeigeführt wurden , nicht zu vertreten . Diese Vorschrift Dc
ist nicht zwingend . Die Parteien können also eine Steige - sä,
ruug der Haftung des Mieters in dieser Beziehung verein - fas
baren . Die Mietverträge enthalten häufig die Bestim - sch
mung , daß der Mieter die Wohnung „ in demselben Zu - üb
stände wie übernommen znrückzugeben habe ." Ist diese kei
Vereinbarung dahin auszulegen , daß der Mieter auch, für
die an sich unvermeidliche Abnutzung , soweit sie nicht ganz mi
unbedeutend ist , aufzukommen hat , oder besagt diese Klau - i eii
sel nur , daß der Mieter die Wohnung in dem Zustande zu-r de^
rückzugeben verpflichtet ist , in dem sie sich unter Berück- j ne
sichtigung des normalen Gebrauchs  befinden G<
mußte ? Die herrschende Meinung nimmt letzteres an , an
diese Klausel enthält also nur das , was das Gesetz iw ab

'8 548 selbst meint , und ist „ infolge ihres allgemeinen Ge - Li
brauchs zu einer reinen Vertragsfloskel geworden " (vgl - sie
Staudinger Kommentar z. B . G . B . ad 8,548 Anm . 2.) W

Der Mieter wird also in der Regel nicht verpflichtet V>
sein , für Neutapezierung der Zimmer Sorge zu tragen , ha
Hat jedoch der Mieter oder der Angehörige seines Haus¬
haltes an einer ansteckenden Krankheit gelitten , so wird er m
die Kosten für die Neutapezierung und Desinfektion des ei«
Zimmers tragen müssen . Der Mieter hat ferner für den stc
Schaden aufzukommen , der dadurch entsteht , daß währeild de
der Zeit der Neuherrichtunc > die Zimmer nicht weiter be- ob
nutzt werden können . Dies ist insbesondere für Hotelbe - W
sitzer von Bedeutung.

Bei dieser Gelegenheit sei noch kurz auf die Frage ein - m
gegangen , ob der Gastwirt im Falle des Todes eines fo
Gastes Schadenersatz von den Erben beanspruchen kann , de
Dies wird von der herrschenden Meinung mit der Begrün - ;v
düng verneint , daß der Wirt , der einen Gast aufnimmt , die h>
mit diesem Geschäftsbetrieb verbundene Gefahr , daß der de
Gast während seines Aufenthaltes im Gasthause sterben he
könne , tragen müsse . Es liegt kein rechtlicher Grund vor , 8
diese Gefahr auf die Erben abzuwälzen . Auf der Gegen - j sst
feite wird geltend gemacht (vgl . D . I . Z . 8 S . 26 ) , daß mit st>
Rücksicht auf 8 242 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (nach ~
welchen, der Schuldner verpflichtet ist . die Leistung so zu °
bewirken , wie Treu und Glauben mit Rücksicht auf die Ver-
kehrssittc es erfordern ) angenommen werden könne , daß -
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i-tti fö “ Zwischen dem Gastwirt und dem Gaste abgeschlossene
t Mietvertrag nach der Anschauung des Verkehrs still-

ittc 1^ to. e i 3 e n b die Klausel enthält , daß der Gast das Zim-
-rt , ^ zurückgeben müsse, daß es nach angemessener Reini-
ien einem Nachfolger überlassen werden kann . Es sei
L s also eine stillschweigende Vereinbarung dahin anzunehmen,
bei öct̂ der Gast für jeden Umstand vertragsmäßig haftet,
ns - s ^ welchen diese Weitervermietung über Gebühr verhin¬

dert wird . Daß diese Rechtsüberzeugung bei den Gastwir-
ien vorliege , sei zweifellos . Aber auch in den Kreisen,
welche nach ihrer Lebenshaltung empfindlicher sind , er-

• scheine die Benutzung eines Bettes , in dem unmittelbar ein
woter gelegen hat , anstößig . Es könne behauptet werden,
daß alle Gasthöfe höheren Ranges von vornherein auch die

rl ^ rMichtung übernehmen , diesen Standpunkt ihrer Gäste
a>- Rechnung zu tragen . Daraus folge aber , daß , wer einen
hen Gasthof aufsucht , auch diese Momente berücksichtigen muß,
■>> und daß in dem zwischen ihm und dem Gastwirt abge-
dei ichlossenen Vertrag die Haftung stillschweigend dafür über-
lche nommen lvird , daß der Gastwirt den Ansprüchen der All-
3lU  Lerneinheit seiner Gäste Nachkommen kann . Von diesem
ur - Gesichtspunkt aus , lasse sich eine stillschweigender Vertrag
ba> annehmen , nach welchem der Gast sich für den Fall seines

7'ü‘)eg  zum Ersätze insoweit verpflichtet , als die ungehin-
uck derte Benutzung von Bett und Zimmer notwendig machen,
rist Damit sei ein Anspruch zu begründen , der auf Ersatz der
>ge- sämtlichen Weichen Bestandteile des Bettes geht . Die Auf-
un - Wssung, daß der Gast in dem mit dem Gastwirt abge-
im- Ichlossenen Vertrage stillschweigend eine solche Verpflichtung
-zu- , übernommen habe , hat jedoch in der Praxis der Gerichte
lese keinen Anklang gefunden.
für Eine gesetzliche Verpflichtung des Mieters , die ge-
anz mietete Sache in Gebrauch zu nehmen , besteht nicht . Nicht
au - , einmal bei der Pacht landwirtschaftlicher Grundstücke hat
zu- der Verpächter einen solchen Anspruch . Aus der allgemei-
E um Pflicht des Mieters zur Obhut der Mietsache , die das
den Gesetz als selbstverständliche Vertragspflicht des Mieters
an , angesehen und deswegen nicht besonders erwähnt hat , folgt
st 11 o .fts, daß der Mieter zur ordnungsmäßigen Reinigung und

Ge- Lüftung der Wohnung auch dann verpflichtet ist , wenn er
AG ! benutzt . Es kann also auch der Nichtgebrauch einer
- • I 5)01X11 schadenersatzpflichtig machen , wenn er eine

j^ l ^ exyt eixm 9 des Zustandes der Wohnung zur Folge

Laß Mieter in bezug auf die vertragsmäßige Be-
' es! Nutzung nicht nur für Vorsatz und Fahrlässigkeit seiner
^ c- ^serI t!.n ' pudern auch seines Untermieters hastet,

ü>'ür Verschulden seiner Dienstpersonen haftet
^ ver Ucieter mtr insofern , als er sie zur Erfüllung der ihm

rr ' ^b X̂Leuden Verpflichtungen zugezogen hat und hierbei die
fbi'- ; Wohnung beschädigt wurde . Sehr bestritten ist jedoch die

; iU'age , inwieweit der Mieter für den Schaden aufzukom-
ein- men hat , den die Leute des Transportunternehmers bei Be¬
ne . sorderung der Sachen im Miethause  anrichten . Auf
-uii- des einen Seite wird geltend gemacht (Deutsche Juristen
ün - Zeitung Bd . 12 S . 284 ) : Gemäß 8 548 des B . G . B.
die hat der Mieter Veränderungen oder Verschlechterungen
der der Mietsache , die durch den „ vertragsmäßigen " Gebrauch
ben herbergeführt werden , nicht zu vertreteii : und gemäß
vor , : 8 536 hat der Vermieter für die Erhaltung der Mietsache
;en - m einem zum vertragsmäßigen Gebrauch geeigneten Zu-
mit IGnde zu sorgen . Hieraus ergibt sich, daß der Mieter die
rach ; « wg «ut „ vertragsmäßig " benutzen darf und daß er

zu L>erschlechterungen der Sache durch einen nicht vertrags-
8er- mäßigen Gebrauch zu vertreten hat . Benutzt also der
daß mcieler die Mietsache , so hat er sie vertragsmäßig zu be¬

nutzen , und dies ist eine Kontraktspflicht des Mieters , ihre

Erfülliing ist eine Verbindlichkeit . Diese Verbindlichkeit
eines vertragsmäßigen Gebrauches wird verletzt , wenn beim
Einbringen der Sachen die Mietswohnung schuldhafter
Weise beschädigt wird , der Mieter haftet deshalb nach 8 278
des Bürgerlichen Gesetzbuchs auch für die zum Einbringen
der Sachen angenommenen Leute.

Diesen Ausführungen wird allerdings von anderer
Seite entgegengehalten (vgl . D . I . Z . Bd . 12 S . 655 ) , daß
die vertragliche  Verpflichtung des Mieters darin be¬
stehe, daß er dem Vermieter den vereinbarten Mietzins
bezahlt . Eine Verpflichtung des Mieters , die Mieträume
zu benutzen , stellt das Gesetz nicht auf . Wenn aber keine
Verpflichtung zur Benutzung überhaupt besteht , so kann
auch von einer Verpflichtung zur „vertragsmäßigen " Be¬
nutzung nicht gesprochen werden . Das Gesetz hebt nur die
Folgen hervor , die aus einer Vertrags widrigen  Be¬
nutzung erlvachsen . Aber selbst wenn man eine vertragliche
Verpflichtung des Mieters annimmt , so hat das Einbrin¬
gen der Möbel mit der Benutzung  der Räume nichts
zu tun . Der Schaden wird den: Vermieter vielmehr nur
anläßlich oder gelegentlich der Vernüetung seiner Räume
zugefugt . Es handelt sich also um ein außervertragliches
Verschulden , dem Mieter steht somit die Bestimmung des
tz 831 Abs . 2 zur Seite , er wird also , wenn er bei der Aus¬
wahl der zum Möbeltransport bestellten Personen die im
Verkehr übliche Sorgfalt beobachtet hat , nicht in Anspruch
genommen werden können , vielmehr wird der Vermieter
mit seinen Ansprüchen stets an den Fuhrunternehmer,
eventuell an dessen Angestellte zu verweisen sein.

Nach 8 556 ds Bürgerlichen Gesetzbuchs ist der Mieter
verpflichtet , die gemietete Sache nach Beendigung des
Mietsverhältnisses zurückzugeben . Die Rückgabepflicht ent¬
steht mit dem Tage der Beendigung der Miete ; fällt das
Ende der Miete auf einen Sonntag oder auf einen staatlich
anerkannten Feiertag , so braucht (nach 8 193 B . G . B .) die
Rückgewähr erst am nächsten Werktage zu erfolgen . Ver¬
weigert der Mieter ungerechtfertigter Weise die Räumung
der Wohnung , so geht die Klage des Vermieters auf Ex¬
mission des Mieters und auf Ersatz des ganzen  durch
die verspätete Räumung entstandenen Schadens nicht bloß
auf den fortlaufenden Mietzins . Welche Rechte hat aber
der Mieter bei unverschuldeter  Verzögerung des
Abzugs ? Eine unverschuldete Verzögerung wird insbe¬
sondere dann vorliegen , wenn der Mieter oder ein Ange¬
höriger schwer erkrankt und ohne Gefahr für den Erkrank¬
ten die Räumung nicht erfolgen kann , dagegen wird ein
unverschuldetes Hindernis nicht anzunehmen sein , wenn
der Mieter keine neue Wohnung gefunden hat , oder wenn
der Mieter in seine neue Wohnung nicht einziehen kann,
iveil die Vorderpartei nicht auszieht . Liegt eine unver¬
schuldete Verzögerung vor , so erfordern .Treu und Glauben
im Mietverhältnisse , daß der Vermieter Nachsicht übt.
Jedoch hat der Mieter für die Dauer der Vorenthaltung den
Mietzins fortzubezahlen (vgl . Staudinger ad 8 556 I , 2) .

Kr.

Uennisctite*.
Tie Wohnungsgesetzkommission des Abgeordneten-

hauses hat ihre Arbeiten ausgenommen . Es wurde zu-
nächst eine Generaldebatte über den Abschnitt 1 des Ent-
ivurfs , der die vorgeschlagenen Abänderungen des Flucht¬
liniengesetzes vom 2. IM 1875 enthält , geführt mit Aus¬
nahme der Bestimmung / über Enteignung von Baulände¬
reien und über Einführung der Lex Adickes . Der Bericht¬
erstatter hielt die Bestimmungen , die der Polizei eine Ein¬
wirkung auf die städtischen Baupläne auch im Interesse des
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Wohnungsbedürfnissesgestatten, für ivenig bedenklich; die
Polizeibefugnisse stellten doch nur das letzte Mittel dar,
zu dessen Anwendung es nie oder doch nur äußerst selten
kommen Iverde. Fraglich sei allerdings, ob nicht besser als
einzelne Abänderungen des Gesetzes vom 2. Juli 1875 die
Vorlage eines neuen Gesetzes gewesen wäre. Ein Kom¬
missionsmitglied forderte, daß das etwa vorhandene Mate¬
rial über Mißbrauch der städtischen Befugnisse sofort vor¬
gelegt werde; zurzeit sei von solchen Mißbräuchen nichts
bekannt. Der Handelsminister wies darauf hin, daß an
dem Mangel an kleinen Wohnungen die Schwierigkeiten
des Realkredits schuld tragen, die im vorliegenden Ent¬
wurf allerdings nicht behandelt werden. Ein Regierungs¬
vertreter betonte, daß zwar viele Städte mit dem Bau¬
fluchtliniengesetz Ausgezeichnetes geleistet haben, andere
hätten es aber sehr daran fehlen lassen. Ein allgemeines
Baugesetz hätte kaum viel Zweck; wenn es nicht in örtliche
Verhältnisse eingreifen solle, könne es nicht viel enthalten.
Ein anderer Regierungsvertreter gab dann Beispiele da¬
für, wie Städte das Bauverbot ausnutzten, um von Grund¬
besitzern unbillige Zugeständnisse zu erlangen. Allerdings
habe das Recht des Bauverbots auch seine guten Seiten
und es dürfe nur mit Vorsicht durchbrochen werden. Der
Entwurf übe diese Vorsicht aber wohl aus. — Die Spezial¬
debatte über das Gesetz soll erst in der nächsten Sitzung
stattfinden.

Berliner Berci» für Kleinwohnungswesen E. V. Die Fest¬
sitzung und Generalversammlung des Groß-Berliner Vereins für
Kleinwohuungswesenfindet am 11. Feb., nachm. 5 Uhr, in dem großen
Sitzungssaal des Rathauses von Berlin statt. Architekt Dipl.°Jng.
Lecher, der Geschäftsführer des Vereins, wird einen Ucberblick über
das geben, was seit der Gründung des Vereins durch den verstorbenen
Oberpräsidenten von Conrad bisher geleistet worden ist und mit wel¬
chen Mitteln eine Gesundung des Wohnungswesens angestrebt wird.
Daran schließt sich ein Vortrag des Städtebauers des Verbandes
Groß-Berlin, Stadtbaurat a. D. Beuster. Das Thema lautet : „Wie
fördern wir praktisch das Siedelungswesen Groß-Berlins ?" In dem
Vortrage werden die aktuellen Aufgaben Groß-Berlins auf Boden-
und verkehrspolitischemGebiet, ferner die Aufschließungs- und Bau-
Meine , Finanzierung und Prosperität des Privatkapi'tals , Steuer-
und Kommunalpolitik, Organisationsfragen usw. unter besonderer Be¬
rücksichtigung des Kleinwohnungswesensbehandelt. Einladungen sind
an die Reichs-, Staats - und Kommnnalbehördeuund die am Groß-
Berliner Wohnungswesen beteiligten Faktoren wie Banken, Bauge¬
nossenschaften, Hausbesitzerverbände, Groß-Jndustrie , Handelskam¬
mern usw. ergangen. Auch der Zentralverbaud der Haus - und
Grundbesitzervereine Deutschlandswird in der Sitzung vertreten sein.

Hu; Uerbänden und Uminen.
Altona. Der Haus- und Grundeigentümerverein hielt am 22.

Januar unter dem Vorsitz des Baukdirektor Emil Köster eine
Versammlung ab. Neu ausgenommen sind 16 Mitglieder, deren
Namen bekanntgegeben wurden. Auf die Verlesung des Geschäfts¬
berichts wurde verzichtet. Der Kassenbericht wurde genehmigt. Das
Vereinsvermögen beträgt 15 195 IN., im verflossenen Jahre sind 2000
Mark Ucberschuß erzielt; die Einnahmen und Ausgaben für 1914
sind auf 11 350 M. veranschlagt worden; die Zahl der Mitglieder
betrügt 2112. Dem Vorstand wurde Entlastung erteilt und die aus¬
scheidenden Vorstandsmitglieder Schlossermeister und Stadtverord¬
neter Ellrich, Mittelschullehrer Hagge, Obermeister C. Hühn, Priva¬
tier Schönfeldt und Oberpostassistent Maack wiedergewählt. Zum
Schluß berichtete der Vorsitzende über die Kraukenversicheruugder
Hauswarte , Portiers usw.

Leipzig. Der Allgemeine Hausbesitzerverein hielt seine diesjährige
Hauptversammlung ab. Aus den vom Vorsitzenden, Herrn Stadtrat
R v | se 1, gegebenen geschäftlichen Mitteilungen ist hervorzuheben,
daß die in der letzten Versammlung beschlossenen Resolutionen in
Sachen der Störung der Nachtruhe durch Autoomnibusseund der
Verlegung der Tierärztlichen Hochschule von Dresden nach Leipzig
den zuständigen Stellen zugesandt tvorden sind. Aus dem Jahres¬
bericht sei erwähnt, daß die Mitgliederzahl von 4431 auf 4532 ge¬
stiegen ist. Der Kassenbericht schließt mit einem Ueberschuß von
4694 M. ab. An zu vermietenden Wohnungen und Geschäftslokalen
kamen 13 374 zur Anmeldung, von denen 11109 als vermietet abge-
tueldet wurden. An Wohnungsanzeigern wurden 169 500 Exemplare

unentgeltlich abgegeben. Ehrendiplome an treue Mieter, die mi»̂
stens 25 Jahre und länger ununterbrochen in einem Hause wohl«
wurden 135 ausgefertigt und die Namen der betr. Mieter in das »»!
Verein angelegte „Goldene Buch" eingetragen, das nunmehr 1‘4
Namen treuer Mieter enthält. In die Manifestantenliste wurq
6219 neue Eintragungen notwendig. Die Bibliothek des Vereins «
die Sammlung der Pläne der Stadtvermessung sind weiter vervel
ständig! worden. Bei der Vorstandswahl wurden die Herren Rech»
auwalt Dr . Fichtner, Ingenieur Curt Handwerck, Kaufmann Lft
mann, Privatmann Martz, Betriebsingenieur Prasse, Stadtrat Ke"
manu Ryssel, Stadtrat Kaufmann Hugo Seifert einstimmig wieift
gewählt und an Stelle des Herrn Stadtrat Oehler Herr Proku»
Oskar Walther neu in das Amt berufen. Als Revisoren tvurden|
Herren Mehnert und ^Berger wieder-, als Stellvertreter J
schlagene Aenderung der Statuten tvurde gutgeheißen. Alsdann spl»
Herr Betriebsiugenieur a. D. Prasse über die VersicherungspfP
der Hausmänner und Hausmannssrauen nach den Bestimmung'
des zweiten Teiles der Reichsversicherung. Redner kam dabei«

.dem Resultate, daß es doch ratsam sei, die Hausmannssran auch»'
zumelden, obgleich in viele» Fällen der Hausmann schon augemrn
sein wird. Noch besser ist jedoch die Hausmannsarbeit von vornU
ein der Hausmannsfrau zu übertragen und diese dann zu versiehe'
wie das Gesetz es verlangt. Zum Schluß wurde die Angelegenh'
dem Vorstände zur weiteren Behandlung überwiesen. I

Holzmindcn. Der Haus- und Grundbesitzerverein hielt am}
Januar seine Hauptversammlung ab. Der zweite. Vorsitzende, 0 »'
»er Avon Schmelzkopf , hieß die Anwesenden willkommen uno Ö»'"'
den Wunsch aus, daß auch das neue Jahr dem Verein zum Seg'
gereichen möchte. Daun machte der Vorsitzende die Mitteilung, d"
Herr Notar Brinkmeier das Amt des ersten Vorsitzenden niedergeft
habe. Die Rechnungsablage ergab, daß im abgelaufenen Jahre *
Gesamteinnahmen522,64 IN., die Ausgaben 226,89 M. betrugen.
1. Januar d. I . war ein Bestand von 295,75 M. vorhanden. S1
letzten Jahre hat der Verein 22 Mitglieder, meistens jedoch du" |
Todesfall, verloren. Neu traten 5 Mitglieder ein, Am 1. Jan »'
tvar ein Mitgliederbestand von 274 Mitgliedern vorhanden. Zul»
Vorsitzenden wurde Gärtnereibesitzer Schmelzkopf, zum 2. Vorsitz»
den Postsekretär Cassel, zum 1.' Schriftführer KreismaurermeG
Ritterbusch, zuni 2. Schriftführer OberpostassistentBüggener, 3"'
Kassierer Rentier Kück, zu Beisitzern die Herren Reinecke, Sam»'
Bitter , Rentner Freist und Notar Brinkmeier, zu Rechnungsführe'
die Herren Reese und Wilhelm Meyer gewählt. Dann berichft
Rentner Samuel über den 13. Berbandstag der Haus - und Gru«
besitzervereine des Herzogtums Braunschweigam 11. und 12. Oktob
vorigen Jahres in Harzburg. Der Vorstand wird an das M
sistorium und an den Kirchenvorstandeine Petition richten, daß,!
Zukunft eine Kirchensteuer nur noch vom Einkommen erhoben w>'
Unter Verschiedenes wurde schließlich noch die Müllabfuhr »
sprachen.

Pritzwalk. Die für den 15. Januar anberaumte Hauptversal»''
lung des Haus- und Gundbesitzervereiuswar von ca. 60 Mitglieds'
besucht und wurde von deni Vorsitzenden Herrn K. Ziege  geleft
Derselbe teilte zunächst mit, daß der Verein heute schon ca. 110 E
gl jeder zähle, trotz der Erhöhung des Beitrages von 60 Pfg . »'
2 M.; hierauf folgte eine weitere Aufnahme von einigen Mitglieds
Nachdem dem Kassierer Entlastung erteilt, gab es bei Punkt 5 d
Tagesordnung : „Einführung einer gemeinschaftlichenMüllabf« '
eine äußerst rege Diskussion. Die letzte Versammlung hatte beE
zu dieser Frage Stellung genommen und eine Kommission gelvÄ
die durch Rundfrage die Rentabilität dieser Angelegenheitfestste»'
sollte. Da sich ca. 40 Mitglieder anschließen wollen, so konnted
Vertrag mit dem Abfuhrunternehmer der Versammlung zur Abst>"
uluua und Annahme vorgelegstwerden. Diese Müllabfuhr soll dl»'
die Anschaffung von eigens dazu hergestellten, äußerst dauerhaft
und praktischen Kästen, von dc-lien 2 Probekästen vorhanden bew»'
stelligt werden. Die Hausbesitzer, deren volle Kästen abgeholt t»(!
den sollen, füllen daun die vom HausbesitzervereinherausgegebeE
Karten aus ilud senden sie beut Abfuhrunternehmer per Drucks»,
zu. Dieser hat sich zum Preise von 80 Pfg . per Kasten zur ?
holung verpflichtet, lieber die Anschaffung der Kästen enlspaun
noch eine lebhafte Ausspräche, doch wurde schließlich der größere »!
130 Liter Inhalt gewählt. Der Vorsitzende wurde ermächtigt, ‘
Stück zu je 13,50 M. bei dem Langscheder Zink- und Walzwerke'
nach Vereinbarung bezgl. Preis , Zahlung und Zusendung — in »ft
trag zu geben. Zu Punkt 7 der Tagesordnung gab der Vorsitz»»'
über die neue.Wehrsteuer einige recht interessante Ausführungen »'
Beispiele für Haus- und Grundbesitz zum Besten, die allseitiges A
teresse ttitb lebhafte Diskussion hervorriefen. Bei Beantwortung f.
Fragekastens und zu Punkt „Verschiedenes" gab es eine äußerst '»
Debatte über „Mietsverträge ". Es wurde eine Kommissionoo»,
Herren gewählt zwecks Aufstellung eines für hiesige Verhält»!
passenden Mietskontraktes. Zum Schluß fanden sich noch 80 H
glicder, welche für 1914 die „Deutsche Hausbesitzer-Zeitung"stellten.

Verantwortlich lür den »dnlionelleu ItU : Mal Dteft ' . Brrlin -WilmorüdoU tlü
«er .ag : gontralnirbaub brt  Ami « rab « runbhofitzrr P »r«in» D ' utschlaub«, « »»ob-»« b?r Inseratenteil : Paul Tornow,  Morte borf.

berliner « erl- und geitlchristen-Drucherei, Berlin SW. 88.
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Möbeltransport

Grosses Lagerhaus
füp Hausrat aller Art,

Gepäck usw. Verpackungen
Man verlange illustrierten Prospekt und Tarif.

r,Ä.Letschert,Wiesbaden
Faulbrunnenstraße10.

Billigste Bezugsquelle in Leder-Waren.

1

Spezialität:
Handtaschen, Handkoffer, Portemonnaies,

Schulranzen, Rucksäcke usw.

Jf
Tel«£r.-Adr. , Friede* relegr .Adr.-, Pietät*

Gegr . 1865. Inhaber Adolf Llmbarth . Gegr . 1865.

Ellenbogengasse 8 . FßmSPr . 265 “ Mauergasse 15.
Aeltestes Geschäft am Platze.

Größtes Lager Mitteldeutschlands ln Holz - u . Metall-
Särgen . Leichentransporte nach allen Weltgegenden.
Eigene Leichenwagen und elegante Kranzwagen.

Lieferant des Vereins für Feuerbestattung.
Lieferant des Beamtenvereins.

4^achdeckerei-Gejch8st
Franz Schäfer

Westendstratze 38

empfiehlt sich zur gewissenhaften Ausführung von Dacharbeiten.

Mäßige Preise ::: Aufmerksame Bedienung. (305

Ink. : Berthold Köhr
Speziallinus für garnierte Damen- und Kinfler-Hiite.
Meine Speii.UtSt: Modell -Coplen von Mk. 8.- bis Mk. 30.-
Für Hüte, die man selbst garnieren kann 4
Formen - Blumen - Federn - Bänder usw.

Anleitung zum Garnieren bereitwilligst.

Reinhard Steib
Noritzstrasse9. — Fernsprecher 1068.

Baubeschläge
aller Art.

Dauerbrand -Oefen
Herde.

Türschliesser aller
Systeme.

f
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mäßigt und anständig betragen . (Heiterkeit .) Ein Boden¬
reformer wäre ein Mann , der keinen Boden habe und des¬
wegen müsse man ihm auch ein Urteil über gewisse Fragen
des Hans - und Grundbesitzes .absprechen . Hier wäre die
Praxis maßgebend, ' wenn die Stadtgemeinde Häuser und
Grundstücke zum gemeinen Wert übernehmen würde , dann
gingen am selben Tage sämtliche Haus - und Grundbesitzer
in das Lager der Vvdenreformer über . Redner spricht noch
über den Wertzuwachs , das Umlegungsverfahren und
erntete mit seinen treffenden Steden und drastischen Aus¬
führungen großen Beifall . In der weiteren Debatte
sprachen noch verschiedene Herren , doch würde eS zu weit
führen , auf Einzelheiten einzngche ». Jedenfalls sind solche
aufklärenden Versammlungen von großem Wert für die
Bürgerschaft.

Rezensionen.
Königliches Theater.

„Gyges und sein Ring " . Eine Tragödie in 5 Akten
von H. Hebbel.
^ Es ist ein herrliches Werk edel und schön s ieht seine
Sprache , überwältigend , hehr stehen seine Gestalten . Die Aus¬
führung vollzog sich, luü’ aus einem Guß gegossen, rede Leistung
wog gleich in ihrer Güte , und Reiz und Wert der Jdealbühnc
traten wieder siegreich hervor . Da tvar kein überflüssiger
Schmuckballast, ein streng geschlossener Rahmen , schön im vollen
sinne , umspannte das Bild der Handlung dazu gehörig, zu
einer Einheit . Herr Everth gab den König, menschlich warm,
menschlich in seinen Schwächen und Größen , so fern von ieder
Künstelei, wie dieser Schauspieler stets seine Leistungen bringt
Frl . Ganby war eine edle, schöne Rhodope, gewalUa und groß
un Ausdruck ihrer getroffenen Frauenehre . Und Herr Albert
als Gyges eine jung -frische Heldengestalt voll warmer , starker
Leidcnschaft. Rühmend sei endlich des Herrn Legal gedacht dr
>o verdienstvoll die Regie des Abends leitete. E P

Residenz - Theater.
„Tran  m n lns " . Tragische Komödie in 5 Akten von

Arno Holz und Oskar Jerschke.
„Tranmnlns " gehört zu dem Guten , Standhaften , das

dank seiner zwingenden Kraft , seit langen Fahren seinen Plab
ans der Bühne behauptet . Diese Tragödie packt, sie erschüttert,
denn ihre Gestalten sind menschlich wahr , »nd ihr Tun wird be
dingt durch ihr eigenes Ich . Der Abend brachte gleichzeitig das
Gastspiel des Herrn Commcr aus Berlin , der den unvergeßlichen
Herrn Rücker ersetzen soll. Herr Commer gab eine Leistung, Die
viel Temperament zeigte, unv öfter nach innerlichem Mitempfin¬
den aussah . Vielfach kamen freilich auch Stellen , bei denen das
„Gemachte" unverwischt znm Vorschein kam. Hoffentlich löst
die Routine der Zeit diese Schwächen aus, bamir der künstlerisch¬
hohe' Bestand unseres Residenztheaters wieder in gewohntcr
Einheit dasteht. Frl . Saldern lvar als Pröfessorengattin un¬
übertroffen , cs floß geradezu wie ein Kältestrom von dieser
Frauengestalt aus . Herr Schröder brachte als Student den
kecken, burschikosen Ton sehr gut heraus , und Herr Beug gab
als Kurt v. Zedlitz eine feingestimmte, warme Jungen -Natur.
.Ungemein temperamentvoll und wirksam war Herr Keller-Nebri
als Landrat und Frl Richter als Lydia Link entzückend frech
und schnippisch. Bon den kleineren Rollen müssen der derbe
Ponzeunspektor des Herrn Nesselträger , der typische Bäcker¬
meister des Herrn Ziegler und der frisch-gesunde Gymnasiast
jdes Herrn Horn genannt werden . Tie Regie des Herrn
Bertram aber verdient besonderer Würdigung.
. In Rößler 's beliebtem Lustspiel „ Die fünf Frankfurter"
setzte Herr Commer sein Gastspiel als Salomon fort . Er gab
ihn recht gewandt , wenn auch oft mit etwas dicken, possen¬
haften Unterstreichungen, die nicht zu dieser Figur gehören. Und
eines darf der Künstler sich gleichfalls abgewöhnen das zeit¬
weise starke „Näseln " seiner Worte . Das ist weder schön,
noch notwendig . Das Publikum aber war sehr beifallsfreudig
und das Engagement des Künstlers wurde besiegelt. E P

Wochenfpielpläm.

* König !. T h c a t e r . (Spielplan vom 16.—24. Febr .)
Montag : Ab. B . „Gyges und sein Ring " . Dienstag : Ab. A.
„Mignon " . Mittwoch : Ab. B . „Eva " . Donnerstag : Ab. D.

„Aida " . Freitag : Ab. C. „ Ter verwandelte Komödiant " .
„Ter Diener zweier Herren " . Samstag : Bei aufgehob. Ab.
„Polenblnt " . Sonntag : Ab. A. „ Carmen " . Montag : Ab. D.
„Robert und Bertram " . Dienstag : Ab. B . „Polenblnt " .
,3- 4 Z .-W., auf Juli . M 7175

* Residenzth  c at  e r . (Spielplan vom 16 —21. Febr .k
Montag : „Wir geh'» nach Tegernsee" . Dienstag : „Hoch-
geboren !!" Mittwoch : „Miandragola " . Donnerstag : „Film-
zanbcr" . Freitag : „Monna Banna " . Samstag : Faschings-
Szene . Hieraus : „Der ungetreue Eckehart" .

iüietgesuche«
Schriftliche Angebote wolle man an die Geschäftsstelle ein¬

reichen.
Herrsch. 6 Z .-W. in guter ruh . Lage, mögt . m. Heiz., Bieb-

richcr , Victoria -, Mainzerstr . u . Umg. ans Oktober. MO 7171
3 Z .-W., in gut ., sonniger Lage aus Juli oder Okt. MO 7167
Villa im Ncrotal oder Herrschaft! . Etagenwohn . möglichst Villa,

etwa 1000 M . aus April . . M 7164
5 Z .-W., mit elektr. Licht und Bad , etwa 000 M ., Rheinstr.

und Umgebung, ans Oktober . MO 7161
Herrschaft!. 6 7 Z .-W., evtl. Einfamilienhaus , modern einger .,

mögt , mit Heiz., etwa 2500 M . v. kl. Fam . M 7157
Versammlungsraum , etwa 100 qm, f. religiöse Zwecke, Moritz-

straße , Oranienrstaße , Rhein -, oder Bleichstr. und Umgeb.,
aus Okt . 7154

5 Z .-W., etwa 1600 2000 M ., nahe Kurgarten , mögt , mit
Heiz., und Warmwasservers ., wenn nicht Part ., aber Auszug,
aus sofort ober April . M 519

-st

Wohnungsgesuche.
_ Die Adressen von nachstehenden WohnungSgesuchcn werden

unseren Mitgliedern in der Geschäftsstelle angegeben. Noch nicht
angemeldete freie oder gckünvigte Wohnungen wolle man sofort
anmelden.
4 Z .-W., mit Bad u. elektr. Licht, Rheingauerstr . oder Süd¬

viertel , aus Avril oder später . 503
3 - 4 Z .-W ., mit Balkon , nicht zu weit vom Zentrum , auf

April . 505
3 4 Z .-W., von kl. Familie ans April . 509
2 3 Z .-W.„ ans April . 512
4 Z .-W., eriua 600 650 M ., aus April . 513
Laden in guter Verkehrstage , Bahnhofstr ., Marklstr . 514
Fi rrrnrrf in id tÄnvn ' n i’tinn 1000 W f

Kissg -freie Tapeten
Lincrusta und Lincrusta - Imitation I
-zu den billigsten Preisen - I

Jean Friedrich ÄESSS”
Telefon 1478.

§m  Cöasser- und Haus-
HaftpflichtscMden

sollte sich Jeder Hausbesitzer versichern.
Vereinsmifglieder erhalten bedeutende
Vergünstigungen und bitten wir, Anträge
an die Geschäftsstelle des Vereins , Luisen¬
straße 19, gelangen zu lassen. Es erfolgt auf
Wunsch Besuch durch einen Beamten desVereins.



Telephon Nr . 2009

Installationsgeschäft
für Gas u.Wasser etc.

Reparaturen
Bertramstrasse 8

Wiener DmMneiher
Wenzel Leder, Nikolasstraße 23.

Anfertigung nach Maß

r Achtung
Haus-

Besitzer!

Wanzen
nebst Brut werden garantiert nur durch

unsere Ausräucherungen vertilgt.
Preis billigst.

Ohne grosse Umstände!
Wirkung verblüffend.

Sämtlich ©Desinfektion v.
Sterbe - u. Krankenzlmn ».

Lelum’s
DpslnfekfinnHn$tit»it,

Hellmundstrasse 27.
2282

Ratten
(offen sich sicher beseitigen durch Ber-
lEidung von frisch.Mecrzwiebkln.

Erhältlich tut Ŝamenhans
tt . M ollttth» nur Michelsberg 14.

Bofineffwaclis
-Kinderleichtes Arbeiter
§®'( ippj glänzend belobt Durch die P'issi;
8J53 , l°ssal ausgiebig u.leicht anzuwend

na? vorreiie.Jst tadellos waschbt
j^ uhaben in den einschlägigen Geschäft«
^W ^ eBöhniBu.Lorenz.Cheiniü

Schuld & Schalles
- Rhein Straße 59 , Telefon 324 -

haben Cirine stets vorrätig.

■ ■ ■■ ■ DIE AMTLICHE STADT - HHHH
AUSGABESTELLE FÜR

S EISENBAHM- U. SCHLAF-
■ WAGEN-B1LLETS IST
! RIllSERfRIEORICfrPLflTZZ
■ HOTEL VIER JAHRESZEITEN
i IM REISEBUREAU
: L. R ETTENMAYER
■ AMTLICH . STADTBUREAU DE PREUSS .-
■ HESS . STAAT3BAHNEN U. AGENTORDER
IIBflS INTERNAT . SCHLAF WASEN -GESELLSCH . E9BO

Zlhiiljil>MNhlius„Deuser"
Bleichstratze5, Ecke Helenenstratze

• Telephon 3780 =_—
Reelles Haus für elegante , solide
Schuhwaren. :: Billige Preise.

iSi»
ANLAGEN

sowie REPARATUREN DERSELBEN

INSTALLATION
FÜR

GASUNDWASSER

HEINRICH HAUSEN
TEL . 3147 . YORKSTR . 4.

nv - Alle Hausbesitzer
sparen Geld , wenn Sie bei Reparaturen an
:: Rolläden erst die Preise bei mir einholen. ::
Garantie für gute  Arbeit und billige  Preise.

Josef Schott , “ sr, ;r
Das beste Hausbisr
in 5 und 10  Li:er-Selbstschänker -Apparaten:

Pilsner Urquell
Münchener Lcwenhräu
Ku 'mbacher Petzbräu
Kulmbacher Schankbier
ff . Lagerbier , hell und dunkel

empfiehlt Grether ’ s Selbstschänker Bierversand.
Langgasse 7 . Fernruf 6465

Wartenfeldstratze25 — Telephon 4243.
Spezialität: Anfertigung non Stumpfs Neforin-Schieiiefenster.

1Partie Kachelöfen
u Teil mit Rießner

und Hirzenhainer Ein¬
satzöfen , transportabel
gesetzt , in verschied.
Farben u . Zeichnungen
äußerst billig zu ver¬

kaufen.

Adam SchädelI
Scharnhorststr . 16

Telefon 4215

Achtung!
Wer gute streich fertige

ülsarben, Lackfarben,
Bernsteinlacke, Copal-
lacke,Möb ellacke,Mat¬
tierung,Polituren, sowie
Parkett-Wachs tt.Stahl-
fpäne benötigt, tauft nur
21 Mauergasse 21 bei

Georg Rörig
Farbwarengeschäft.

NB . Beste und billigste
Bezugsquelle sämt¬
licher Farbwaren.



Geschäfts-Verlegung und Empfehlung.
m m Hierdurch die ergebene Mitteilung,
P » L' » daß ich mit dem Heutigen mein
Geschäft von Bleichstr.20 nach meinem Hause

Webergasse 48
(nahe Saalgasse)

verlegt habe.

Ausführung sämtlicher
Glaserarbeiten:

Alle Arten von Fenster-und Balkon-Türen.
Liefern nnd Einsetzen von Spiegelscheiben-

Facette- nnd Messing-Bcrglasung.

Glas -Versich erung
Schaufenster- und Stanbcrkcr- Anlagen.
Einrahmen von Bildern und Spiegeln.

Reparaturscheiben
Um geneigten Zuspruch bittet

Hochachtungsvoll

Karl Weinheimer
Wiesbaden Glasermeister Fernsprecher 1401

Cari Reichwein
Baumaterialien -Geschäft :: Telefon 357.

Wiesbaden , Hellmundstr. 1, Ecke Dotzheimerstr.

Spezial - Geschäft für Ausführung von
Bodenbelägen und Wandverkleidungen
von den einfachsten bis zu den reichsten Mustern.

BW" Allein -Vertretung des Portaer Romanzements
und Lithin für Fassadenputz und von Murjahn’s Wetter¬

farbe für Fassaden-Anstrich.
Lager in Dyekerhoff ’scliem und Heidelberg -Mannheimer
Portlandzement, Schwarz- u. Graukalk, Stuck- u. Bau¬
gips, Zement- und Gipsdielen, Bimsstein-Staaken für
Zwischendecken, Isolierplatten und Dachpappen etc.

- Kanal - Artikel . -

Stumpf's Reformschiebe-
FensterD. R. P.

.Zuglose regulierbare
Lüftung

Das praktischste Fenster
der Gegenwart.

Unerreichte Abdichtung.
Gefahrloses Putzen.

BeiGlchtundRtieumaüsmus
leisten meine Unterkleider aus

Angorawolle und Katzenfellen
vorzügliche Dienste . Vorrätig sind :

Brust - und Bückenwärmer , Pulswärmer,
Handschuhe , Kniewärmer , Strümpfe,

Socken , Jäckchen , Beinkleider , Ischias¬
hosen , Schenkelwärmer etc . etc.

P. A. Stoss Nachf . Taunusstr.2.

1

V
MlschiiieiiPFr 'irik'PJWiesbadeiil

Kunsf-
schmiede-
arbeifen
in allen
Stil - u.

Kjefall-arten

u. Bronqe
fanden
• Fenster-
Treppen-

| Installations-Geschäft
g für elektr . Licht , Kraft- und Klingelanlagen
» städt . konzessioniert

| Wilhelm Behrens
£ Jahnstrasse 2. Telephon 2540.

Lieferanten- und Handwerker-Adreffentafel
Unter dieser Rubril lostet die Zeile für ein ganzes Jahr nur 1 Mark monatlich.

Men-nnh SSnnlijjliitttn. Frrien«nt Surfe. Pihier- und Schreibimlrtn.
6l \ fh Papier-Lager,

Telefon 6440.

j Snehiteilttn.MöbtlLllftkmhrnvßi
Ad t-T«n, I . & G., Bahnhofstraße 6.
Speditionsgesellschaft . Adolfftratze 1.

Carl Reichwein , Dotzheimerstraße 19
Hellmundstraße 1. Telefon 357.

U VSsisitlCt«Marktstr.6- Farben-,A. «Hfng« ©lu Lack-und Kitt-Fabrik.
Drogerie RooS .Metzgergaffeü Tel. 2149.MMisne««. Sjctiglcrcicn.

Georg Kühn, Kirchqaffe 9.
Rudolf Mauer , Nerostr. 29. Tel. 2393. - Fssliernuzm Hchnnze».
» »
-,Mlher-,Llukierer-ll.Ttlllkiltellrgeschlifti »iljelttl WieSb-denerstn'2la
Gramat >kiLOdlemacher,Westendstr32

Verlag de« Hau»- und Grundbesitzer-Verein» E. B. (Geschäftsstelle: Luisenstr. 19) in Wielbaden. - Verantw. Redakteur DirektorB. Lra>"
in Wiesbaden . Druck der Buchdruckerei Hermann Rauch , Friedrichstrab « 80.
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